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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHORDEN

1.1

1.2

1.3

Richtlinie des Ministeriums fiir Arbeit,
Soziales, Gesundheit und gesellschaftlichen
Zusammenhalt des Landes Brandenburg
zur Forderung von Migrationssozialarbeit
fiir bleibeberechtigte Gefliichtete aus den
nichteuropiischen Asylherkunftslindern
im Land Brandenburg
in der EU-Forderperiode 2021 - 2027

Vom 15. Oktober 2026

Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen

Das Land Brandenburg gewihrt nach Mafligabe dieser
Richtlinie, der §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung
(LHO) und der dazu ergangenen Verwaltungsvorschriften
(VV) sowie des Programms des Landes Brandenburg
fiir den Européischen Sozialfonds Plus (ESF+) in der
Forderperiode 2021 - 2027, einschlieBlich

- der Verordnung (EU) 2021/1060 des Europdischen
Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 mit
gemeinsamen Bestimmungen fiir den Europdischen
Fonds fiir regionale Entwicklung, den Europdischen
Sozialfonds Plus, den Kohisionsfonds, den Fonds
fiir einen gerechten Ubergang und den Europiischen
Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds sowie mit
Haushaltsvorschriften fiir diese Fonds und fiir den
Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds, den Fonds
flir die innere Sicherheit und das Instrument fur fi-
nanzielle Hilfe im Bereich Grenzverwaltung und
Visumpolitik (ABI. L 231 vom 30.6.2021, S. 159),

- der Verordnung (EU) 2021/1057 des Europdischen
Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 zur
Einrichtung des FEuropdischen Sozialfonds Plus
(ESF+) und zur Authebung der Verordnung (EU)
Nr. 1296/2013 (ABI. L 231 vom 30.6.2021, S. 21)

in den jeweils geltenden Fassungen, Zuwendungen fiir
die Umsetzung der Migrationssozialarbeit fiir bleibe-
berechtigte Gefllichtete aus den nichteuropéischen Asyl-
herkunftslindern im Rechtskreis des Zweiten Buches
Sozialgesetzbuch - Grundsicherung fiir Arbeitsuchende
(SGB 1I) in den Landkreisen und kreisfreien Stddten
des Landes Brandenburg sowie ein Projekt zur Praxis-
begleitung fiir Beschéftigte im Themenfeld Migration.

Auf die Gewidhrung der Zuwendung besteht kein Rechts-
anspruch. Vielmehr entscheidet die Investitionsbank des
Landes Brandenburg (ILB) als Bewilligungsbehdrde auf
Grund ihres pflichtgemdBen Ermessens im Rahmen der
verfligbaren Haushaltsmittel.

Die Forderungen nach dieser Richtlinie werden ent-
sprechend den Voraussetzungen des Beschlusses (EU)
2025/2630 der Kommission vom 16. Dezember 2025

1.4

1.5

iber die Anwendung von Artikel 106 Absatz 2 des Ver-
trags liber die Arbeitsweise der Europdischen Union auf
staatliche Beihilfen in Form von Ausgleichsleistungen zu-
gunsten bestimmter Unternehmen, die mit der Erbringung
von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem
Interesse betraut sind, und zur Authebung des Beschlusses
2012/21/EU (ABIL. L, 2025/2630, 19.12.2025; im Folgen-
den: ,,DAWI-Freistellungsbeschluss®), gewéhrt. Der nach
Artikel 4 des Freistellungsbeschlusses erforderliche Be-
trauungsakt setzt sich aus der vorliegenden Forderricht-
linie sowie dem jeweiligen Zuwendungsbescheid zu-
sammen.

Die Angebote zum fachlichen Austausch und zur tiber-
regionalen Vernetzung sowie des Erwerbs von Kennt-
nissen in der Forderung nach Nummer 2.2 dienen als
zwingend erforderliche HilfsmaBnahmen (Infrastruktur-
und Qualitétssicherung) unmittelbar der Gewdhrleistung
einer qualifizierten sozialen Betreuung und Einbindung
der Gefliichteten im Land Brandenburg nach Artikel 2
Absatz 1 Buchstabe ¢ des DAWI-Freistellungsbeschlus-
ses.

Ziel der Forderung nach Nummer 2.1 dieser Richtlinie
ist es, die Integration und gleichberechtigte gesellschaft-
liche Teilhabe von bleibeberechtigten Gefliichteten aus
den nichteuropédischen Asylherkunftslandern in allen
Bereichen des gesellschaftlichen Lebens zu férdern. Die
Landkreise und kreisfreien Stadte sollen bei der Bereit-
stellung einer Migrationssozialarbeit fiir diese Zielgruppe
unterstiitzt werden. Dazu wird in den Landkreisen und
kreisfreien Stiadten die Bereitstellung von Angeboten der
Migrationssozialarbeit fiir bleibeberechtigte Gefliichtete
aus den nichteuropdischen Asylherkunftslandern im
Rechtskreis des SGB II gefordert, die durch eigenes Per-
sonal der Landkreise und kreisfreien Stddte oder durch
Dritte realisiert werden.

Ziel der Forderung nach Nummer 2.2 dieser Richtlinie
ist es, die Migrationssozialarbeit im Land Branden-
burg durch ein flaichendeckendes Angebot zur Praxis-
begleitung fiir Beschiftigte im Themenfeld Migration zu
unterstiitzen.

Die Forderungen im Rahmen dieser Richtlinie dienen so-
zialen und gemeinniitzigen Zwecken, die nicht oder nur in
unzureichender Weise am Markt angeboten werden und
mit denen die Zuwendungsempfangenden betraut wer-
den. Diese stellen Maflnahmen zur sozialen Betreuung
und Einbindung sozial schwacher Bevolkerungsgruppen
entsprechend Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe ¢ des DAWI-
Freistellungsbeschlusses dar.

Bei der Forderung von Vorhaben mit Mitteln aus den Euro-
pdischen Strukturfonds sind die bereichsiibergreifenden
Grundsitze nach Artikel 9 der Verordnung (EU) 2021/1060
zu beriicksichtigen.
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Die Achtung der Grundrechte und die Einhaltung der
Charta der Grundrechte der Europdischen Union sind
bei der gesamten Umsetzung der Forderung zu gewahr-
leisten.

Der Grundsatz der Gleichstellung der Geschlechter
ist einzuhalten. Dabei ist das Gender-Mainstreaming-
Prinzip anzuwenden, wonach die durchgidngige Be-
ricksichtigung der Geschlechtergleichstellung und die
Einbeziehung der Geschlechterperspektive wahrend der
gesamten Vorbereitung, Durchfiihrung, Begleitung und
Evaluierung der Mafinahme sowie der Berichterstattung
dartiber beriicksichtigt und gefordert werden. Die vor-
gesehenen gleichstellungsfordernden Aktionen sind im
Forderantrag darzustellen und die erzielten Ergebnisse
sind in der Berichterstattung zu dokumentieren.

Der Grundsatz der Nichtdiskriminierung aus Griinden des
Geschlechts, der ethnischen Herkunft, der Religion oder
Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der
sexuellen Identitit ist wihrend der Vorbereitung, Durch-
fiihrung, Begleitung und Evaluierung von MafBnahmen
und der Berichterstattung dariiber einzuhalten. Die Zu-
génglichkeit fiir Menschen mit Behinderungen wird bei
der gesamten Vorbereitung und Durchfithrung der Mal-
nahme beriicksichtigt. Die vorgesehenen Aktionen sind
im Forderantrag darzustellen und die erzielten Ergebnisse
sind in der Berichterstattung zu dokumentieren.

Gegenstand der Forderung

Migrationssozialarbeit fiir bleibeberechtigte Gefliichtete
aus den nichteuropdischen Asylherkunftslandern

Die Landkreise und kreisfreien Stidte des Landes Bran-
denburg sollen bei der Bereitstellung von Angeboten der
Migrationssozialarbeit fiir bleibeberechtigte Gefliichtete
aus den nichteuropdischen Asylherkunftsldndern im
Rechtskreis des SGB II unterstiitzt werden. Dafiir wird
in jedem Landkreis beziehungsweise in jeder kreisfreien
Stadt eine in Vollzeitiquivalenten (VZA) festgelegte An-
zahl an Personalstellen fiir diese Migrationssozialarbeit
gefordert.

Das jeweils geforderte Personal kann beschéftigt sein

- bei dem betreffenden Landkreis beziehungsweise der
betreffenden kreisfreien Stadt oder/und
- bei einem Dritten.

Die forderfihige Migrationssozialarbeit fiir bleibeberech-
tigte Gefliichtete aus den nichteuropdischen Asylher-
kunftslandern im Rechtskreis des SGB I umfasst folgen-
de Bereiche:

- die Unterstiitzung und Beratung zu Aufnahme- und
Verwaltungsabldufen,

- die Beratung zu leistungsrechtlichen Fragen,

- die Beratung zum Zugang zu Regeldiensten und
-angeboten sowie zu themen- oder zielgruppen-
spezifischen Angeboten (beispiclsweise Verfahrens-
beratung, psychosoziale Versorgung, Beratung in

2.2

Diskriminierungsfdllen, Hilfsangebote bei Gewalt-
betroffenheit, Frauenberatung, Kinderschutz, Fami-
lien- und Erziehungsberatung, schulpsychologische
Beratung),

- die Unterstiitzung bei der Organisation, Mitgestaltung
und Einhaltung der wohnformspezifischen Lebens-
bedingungen zur Sicherstellung eines gelingenden
Zusammenlebens unter der Beriicksichtigung von in-
dividuellen und Bedarfen spezifischer Gruppen (Ein-
bindung der Bewohnerschaft in Abldufe, Befahigung
zur Wahrnehmung der Interessen durch Beteiligungs-
strukturen, Ermoglichung des Zugangs zu einer un-
abhingigen Ombudsstelle einschlieBlich Kriseninter-
vention, Konfliktpravention, Konfliktvermittlung),

- die Auszugsbegleitung beim Wechsel in die de-
zentrale Wohnungsunterbringung sowie Unterstiit-
zung beim Eingehen und bei der Erfiillung vertrag-
licher Pflichten im Mietverhiltnis und beim Umgang
mit nachbarschaftlichen Regeln und Konflikten,

- die Vermittlung von Personen, bei denen Anhalts-
punkte fiir eine Zugehorigkeit zu einer Gruppe der
Schutzbediirftigen nach Artikel 24 der Richtlinie
(EU) 2024/1346 vorliegen, an den entsprechenden
Fachberatungsdienst,

- die individuelle Integrationsférderung und -begleitung,

- die Unterstiitzung einer selbstbestimmten Lebens-
fithrung von Anfang an,

- die Unterstiitzung von Eltern insbesondere bei der
Erziehung und Betreuung ihrer minderjéhrigen Kin-
der,

- die gemeinwesenorientierte Arbeit im Kontext der
Einrichtung der vorldufigen Unterbringung (insbeson-
dere Gemeinschaftsunterkiinfte und Wohnungsver-
biinde) zur Integration und interkulturellen Sensibili-
sierung, die Unterstiitzung von Begegnungsmoglich-
keiten und

- die Unterstiitzung der Einrichtung und Anwendung
eines niedrigschwelligen, gegebenenfalls zielgruppen-
ausgerichteten Beschwerdemanagements, insbesondere
einer unabhéngigen Beschwerdestelle gegen Gewalt in
den Einrichtungen der vorldufigen Unterbringung.

Praxisbegleitung fiir Beschiftigte im Themenfeld Migra-
tion

Gefordert wird ein landesweit téitiges Projekt zur Praxis-
begleitung im Themenfeld Migration, das in Pridsenz-
und Online-Formaten insbesondere

- kurzzeitige MaBinahmen zum Erwerb von Kennt-
nissen zu migrationsspezifischen Themen,

- Angebote zum fachlichen Austausch sowie

- Angebote zur iiberregionalen Vernetzung unterbrei-
tet.

Zielgruppe sind insbesondere Beschiftigte der Sozialen
Arbeit mit Gefliichteten, einschlieBlich der Migrations-
sozialarbeit fiir bleibeberechtigte Gefliichtete, weitere
im Rahmen der vorldufigen Unterbringung Beschiftigte
(zum Beispiel Heimleitungen, Service- und Wachschutz-
personal) sowie hauptamtlich Beschiftigte sozialer
Regelstrukturen.
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Zuwendungsempfangende

Zuwendungsempfangende fiir Vorhaben nach Num-
mer 2.1 konnen juristische Personen des oOffentlichen
Rechts, insbesondere Landkreise und kreisfreie Stadte
des Landes Brandenburg, oder juristische Personen des
privaten Rechts sein.

Zuwendungsempfangende beziehungsweise Zuwendungs-
empfangender fiir ein Vorhaben nach Nummer 2.2 kann
eine juristische Person des offentlichen oder privaten
Rechts sein.

Zuwendungsvoraussetzungen

Die Forderung eines Dritten nach Nummer 2.1 setzt
voraus, dass dieser in einem der Jahre 2025 oder 2026
Migrationssozialarbeit umgesetzt hat. Entsprechende
Auskiinfte sind vorzulegen.

Art und Umfang, Hohe der Zuwendung

Zuwendungsart: Projektforderung

Finanzierungsart: Vollfinanzierung

Form der Zuwendung: Zuschuss
Bemessungsgrundlage

Die zuwendungsfihigen Gesamtausgaben umfassen:
fiir Vorhaben nach Nummer 2.1

a) die direkten Personalausgaben der Zuwendungs-
empfangenden fiir die Umsetzung der Migrations-
sozialarbeit fiir bleibeberechtigte Gefliichtete aus den
nichteuropdischen Asylherkunftslindern im Rechts-
kreis des SGB II sowie

b) indirekte Ausgaben, die gemdll Artikel 54 Buch-
stabe b der Verordnung (EU) 2021/1060 anhand
eines Pauschalsatzes in Héhe von 15 Prozent der di-
rekten Personalausgaben nach Buchstabe a bemessen
werden,

fir Vorhaben nach Nummer 2.2

a) die direkten Personalausgaben der oder des Zuwen-
dungsempfangenden fiir ein Begleitprojekt zur Praxis-
begleitung fiir Beschiftigte im Themenfeld Migration
sowie

b) indirekte Ausgaben, die gemill Artikel 54 Buch-
stabe b der Verordnung (EU) 2021/1060 anhand
eines Pauschalsatzes in H6he von 15 Prozent der di-
rekten Personalausgaben nach Buchstabe a bemessen
werden.

Hohe der Zuwendung

Die maximale Anzahl der in den Landkreisen und kreis-
freien Stddten jeweils forderbaren Personalstellen fiir
Vorhaben nach Nummer 2.1 ist in der Anlage 1 dieser
Richtlinie in Vollzeitdquivalenten ausgewiesen. Die Zu-

552
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wendungshéhe fiir die Gesamtausgaben entsprechend
Nummer 5.4.1 ist je Vollzeitdquivalent fiir das Kalender-
jahr 2027 auf 85 900 Euro und fiir das Kalenderjahr 2028
auf 87 000 Euro begrenzt.

Die Personalausgaben sind detailliert abzurechnen. Die
iiber die benannten Obergrenzen hinausgehenden Aus-
gaben werden nicht gefordert.

Die maximale Hohe der Zuwendung fiir das Vorhaben
nach Nummer 2.2 wird vom fiir Integration zusténdigen
Ministerium festgelegt und auf der Website der Be-
willigungsbehdrde bekanntgegeben.

Forderzeitraum

Forderungen nach dieser Richtlinie kénnen fiir Num-
mer 2.1 fiir bis zu zwei Jahre und fiir Nummer 2.2 fiir ein
Jahr bewilligt werden.

Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Doppelforderungen sind unzuldssig. Eine Forderung
nach dieser Richtlinie ist ausgeschlossen, wenn fiir das-
selbe Vorhaben eine weitere Forderung aus Mitteln der
Strukturfonds der Europdischen Union oder eine Forde-
rung aus anderen Forderprogrammen der Europdischen
Union oder aus anderen 6ffentlichen Mitteln fiir den ge-
nannten Zuwendungszweck erfolgt.

Die in der Migrationssozialarbeit Beschiftigten haben
iiber die erforderlichen Kompetenzen und Fachkennt-
nisse, in der Regel iiber die Qualifikation einer staatlich
anerkannten Sozialarbeiterin oder Sozialpddagogin oder
eines staatlich anerkannten Sozialarbeiters oder Sozial-
pidagogen im Sinne des § 1 Absatz | Nummer 1 Buch-
stabe a des Brandenburgischen Sozialberufsgesetzes
nachweislich zu verfiigen.

Fiir vorhandenes, bereits im Aufgabengebiet der Migra-
tionssozialarbeit beschéftigtes Personal kann von den
formalen beruflichen Qualifikationsanforderungen ab-
gewichen werden, da erwartet wird, dass dieses Per-
sonal iiber entsprechende Kompetenzen, insbesondere
fachliche und soziale Fahigkeiten einschlieBlich ein-
schldgiger praktischer Erfahrungen, verfiigt.

Die Zuwendungsempfangenden sind verpflichtet, der Be-
willigungsbehdrde und dem fiir Integration zusténdigen
Ministerium auch auferhalb der Verwendungsnachweis-
priifung Auskiinfte zu erteilen, die fiir die Beurteilung
des Erfolgs der Forderung erforderlich sind. Zudem er-
stellen die Zuwendungsempfangenden jdhrlich einen
Sachbericht mit Stand der Umsetzung zum Stichtag
31. Dezember eines Kalenderjahres.

Die Zuwendungsempfangenden miissen an Mafinahmen
zur Qualitdtssicherung mitwirken. Diese beinhalten zum
Beispiel die Auswertung von Vor-Ort-Kontrollen der
Bewilligungsbehorde, die Teilnahme an Erfahrungsaus-
tauschen und thematischen Workshops, die Mitwirkung
an moglichen wissenschaftlichen Evaluationen sowie die
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Aufbereitung von Informationen zu Projektzielen, -in-
halten und -ergebnissen, damit diese der Offentlichkeit
zur Verfiigung gestellt werden konnen.

Auf der Ebene der Landkreise beziechungsweise der
kreisfreien Stddte ist mindestens einmal im Jahr eine ko-
ordinierende Abstimmung mit allen fiir den Landkreis
beziechungsweise die kreisfreie Stadt verantwortlichen
Zuwendungsempfangenden dieser Richtlinie durchzu-
fiihren. Den Vorsitz der Abstimmung soll der jeweilige
Landkreis oder die jeweilige kreisfreie Stadt haben, auch
wenn er oder sie keine Zuwendung nach dieser Richtlinie
erhilt. Zudem sind bei der Abstimmung zumindest die
ESF+-Vorhaben der Richtlinien ,,Willkommen in Bran-
denburg®, ,,Soziodkonomische Integration von Menschen
mit Migrationsgeschichte (Fordertatbestand ,,Kommunale
Integration von Menschen mit Migrationsgeschichte)®,
Integrationsbegleitung fiir Langzeitarbeitslose und Fami-
lienbedarfsgemeinschaften™ sowie ,,Perspektive Job - Ju-
gend in Ausbildung und Arbeit* auf der Ebene der Land-
kreise und kreisfreien Stidte einzubeziehen.

Kommunikations- und Sichtbarkeitsmafinahmen

Gemif Artikel 50 der Verordnung (EU) 2021/1060 sind
die Begiinstigten einer Forderung aus dem ESF+ ver-
pflichtet, bei allen Kommunikations- und Sichtbarkeits-
mafBnahmen auf die Unterstiitzung aus dem ESF+ hin-
zuweisen, wihrend der Durchfiihrung der Maflnahmen
die Offentlichkeit (insbesondere im Internet, gegeniiber
den Medien und durch Plakatierung im Objekt) {iber die
Unterstiitzung aus dem ESF+ zu informieren und die
Teilnehmenden der geforderten MafBnahmen iiber die
Finanzierung durch den ESF+ zu unterrichten. Dabei
ist auf die Férderung der Européischen Union und des
Landes Brandenburg so hinzuweisen, dass die fordernde
Rolle der Europdischen Union und des Landes Branden-
burg fiir die Aktivititen nach dieser Richtlinie zum Aus-
druck gebracht wird. Das ,,Merkblatt Transparenz und
Kommunikation in der Férderperiode 2021 - 2027 mit
detaillierten Angaben zu den Vorgaben sowie Arbeits-
hilfen und Unterstiitzungsangebote sind auf der Website
https://esf.brandenburg.de verdffentlicht. Das Merkblatt
ist fiir die Zuwendungsempfangenden verbindlich.

Die Begiinstigten stellen der Européischen Union auf Er-
suchen das Kommunikations- und Sichtbarkeitsmaterial
zur Verfligung und erteilen der Union eine unentgelt-
liche, nichtausschlieB8liche und unwiderrufliche Lizenz
zur Nutzung solchen Materials und jedweder damit zu-
sammenhédngender bereits bestehender Rechte gemal
Anhang IX der Verordnung (EU) 2021/1060, sofern dies
nicht erhebliche Zusatzkosten oder Verwaltungsaufwand
verursacht.

Liste der Vorhaben

Die Begiinstigten einer Forderung aus dem ESF+ er-
kldren sich bei Annahme der Finanzierung damit einver-
standen, dass sie in die gemaf Artikel 49 Absatz 3 Satz 3
der Verordnung (EU) 2021/1060 zu verbffentlichende
Liste der Vorhaben aufgenommen werden. Die Liste

6.7

ist offentlich zugénglich (unter anderem auf https://esf.
brandenburg.de).

,,Die Liste enthilt folgende Daten:

a) bei juristischen Personen Name des Begiinstigten;
bei einer Offentlichen Auftragsvergabe Name des
Auftragnehmers;

b) bei natiirlichen Personen Vor- und Nachname des Be-
giinstigten;

o [...I;

d) Bezeichnung des Vorhabens;

e) Zweck und erwartete oder tatsdchliche Errungen-
schaften des Vorhabens;

f) Datum des Beginns des Vorhabens;

g) voraussichtliches oder tatséchliches Datum des Ab-
schlusses des Vorhabens;

h) Gesamtkosten des Vorhabens;

i) Dbetroffener Fonds;

j) betroffenes spezifisches Ziel,

k) Kofinanzierungssatz der Union;

1) Standortindikator oder Geolokalisierung fiir das Vor-
haben und das betroffene Land;

m) bei Vorhaben ohne festen Standort oder Vorhaben mit
mehreren Standorten den Standort des Begiinstigten,
wenn der Begiinstigte eine juristische Person ist,
bzw. die Region auf NUTS-2-Ebene, wenn der Be-
giinstigte eine natiirliche Person ist;

n) Art der Intervention fiir das Vorhaben gemif} Arti-
kel 73 Absatz 2 Buchstabe g.*

Zur Antragsbearbeitung, zur fortlaufenden Beurteilung
der Entwicklung der Forderung, zur begleitenden und
abschlieenden Erfolgskontrolle sowie zur Begleitung,
Bewertung, Finanzverwaltung und Uberpriifung/Priifung
der Forderung gemdl bestehenden und vorbehaltlich
noch zu erlassender EU-Bestimmungen fiir den Struktur-
fondsforderzeitraum 2021 - 2027 erfasst und speichert
die ILB statistische Daten, einschlielich Angaben zu
den teilnehmenden Personen und Unternehmen, in elekt-
ronischer Form. Das betrifft insbesondere Informationen
zu den Antragstellenden und Zuwendungsempfangenden
(wirtschaftlich Berechtigten), den beantragten und ge-
forderten Mafinahmen sowie den geforderten Unter-
nehmen und Personen.

Mit dem Antrag erkldren sich die Antragstellenden damit
einverstanden, die notwendigen Daten fiir die Projekt-
begleitung, Projektbewertung und Evaluierung, Projekt-
finanzverwaltung sowie Uberpriifung und Priifung zu
erheben, zu speichern und an die beauftragten Stellen
weiterzuleiten. Die Erflillung der Berichtspflichten sowie
die Erhebung und Verarbeitung der Daten ist wesentliche
Fordervoraussetzung und notwendig fiir den Abruf von
Fordermitteln des Landes Brandenburg bei der Européi-
schen Kommission und deren Auszahlung an die Forder-
mittelempfangenden.

Die Zuwendungsempfangenden sind verpflichtet, die ge-
nannten sowie gegebenenfalls weitere fiir die Evaluierung
erforderliche Daten zu erheben und der Bewilligungs-
behorde zu vorgegebenen Zeitpunkten zu iibermitteln.
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Bei der Erhebung und Verarbeitung personenbezogener
Daten miissen die datenschutzrechtlichen Bestimmungen
der Verordnung (EU) 2016/679 des Europédischen Parla-
ments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz
natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung) und des Brandenburgischen Daten-
schutzgesetzes beachtet werden.

Die Zuwendungsempfangenden sind zudem verpflichtet,
mit den fiir das Monitoring und die Evaluierung der
Forderungen beauftragten Stellen zusammenzuarbeiten.
Weitere Hinweise zu den Pflichten der Zuwendungs-
empfangenden hinsichtlich Monitoring und Evaluation
der Forderung stellt die ILB im Webportal zur Verfiigung.

Fehlende Daten konnen fiir die Zuwendungsempfan-
genden Zahlungsaussetzungen bis hin zur Authebung der
Bewilligung zur Folge haben.

Die Zuwendungen dieser Richtlinie werden als Aus-
gleichsleistungen fiir die Erbringung von Dienstleistungen
von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse im Sinne
von Artikel 106 Absatz 2 des Vertrags iiber die Arbeits-
weise der Europdischen Union gewihrt und erfolgen im
Rahmen der Vorgaben des DAWI-Freistellungsbeschlus-
ses. Die Beschreibung des Ausgleichsmechanismus, der
Parameter fiir die Berechnung sowie die Uberwachung
und Anderung der Ausgleichsleistungen und die Erfiillung
der unionsrechtlichen Transparenzpflichten (insbesondere
EU-Zentralregister) erfolgt im Rahmen des jeweiligen Zu-
wendungsbescheides.

Verfahren
Antragsverfahren

Antrage auf Forderung sind iiber das Internetportal der
Bewilligungsbehorde ILB zu stellen (siche Online-An-
tragsverfahren unter www.ilb.de). Fiir Mafnahmen nach
Nummer 2.1 gelten die in der Anlage 1 angegebenen
Obergrenzen. Die Vorhabensbeschreibung fiir MaB-
nahmen nach Nummer 2.1 ist entsprechend den Vor-
gaben der Anlage 2 einzureichen. Mit dem Antrag ist eine
Auskunft des betreffenden Landkreises beziehungsweise
der betreffenden kreisfreien Stadt einzureichen, fiir die
das von der ILB dafiir bereitgestellte Formular zu ver-
wenden ist.

Fir Maflnahmen nach Nummer 2.2 ist die Einreichung
eines ausfiihrlichen Konzeptes entsprechend den Vor-
gaben der Anlage 3 erforderlich.

Start der Maflnahme nach Nummer 2.1 zwischen dem
1. Januar 2027 und dem 30. Juni 2027

Antrage auf Forderungen mit einem Beginn des Durch-
fiihrungszeitraums zum 1. Januar 2027 bis spétestens
zum 30. Juni 2027 sind zu einem bei der Bewilligungs-
behorde bekanntgegebenen Stichtag einzureichen.

7.1.2

7.2

7.3

7.4

Start der Ma3nahme nach Nummer 2.1 ab dem 1. Juli 2027

Antrdge auf Forderungen mit einem Beginn des Durch-
fiihrungszeitraums ab dem 1. Juli 2027 konnen ab dem
1. Mérz 2027 fortlaufend bei der ILB gestellt werden.
Die Antridge miissen mindestens zehn Wochen vor dem
Beginn des Durchfithrungszeitraums bei der ILB voll-
stindig eingegangen sein.

Start der Maflnahme nach Nummer 2.2

Antrdge auf Forderungen sind zu einem bei der Be-
willigungsbehdrde bekanntgegebenen Stichtag einzu-
reichen.

Bewilligungsverfahren
Uber die Gewihrung der Zuwendung entscheidet die ILB.

Wenn bei Maflnahmen nach Nummer 2.1 die Summe
der von einem Landkreis bezichungsweise einer kreis-
freien Stadt selbst und der von Dritten beantragten Voll-
zeitdquivalente die Anzahl der fiir das Gebiet dieser
Kommune insgesamt vorgesehenen Vollzeitiquivalente
uberschreitet, entscheidet die ILB anhand dazu beim
Fachreferat einzuholender Voten zu den Vorhabensbe-
schreibungen, welche entsprechend den in Anlage 2
Nummer II. festgelegten Kriterien bewertet werden, iiber
die Forderung der Dritten.

Bei der MaBinahme nach Nummer 2.2 entscheidet die
ILB unter Beriicksichtigung eines fachlichen Votums des
fiir Integration zustédndigen Ministeriums.

Die Grundlage fiir die Bewilligung bilden der Antrag
und die dazu einzureichenden Unterlagen. Maligeblich
flir die Beurteilung der Zuwendungsfahigkeit des Vor-
habens ist die Sach- und Rechtslage zum Zeitpunkt der
Entscheidung tiber die Bewilligung der Férderung.

Mittelanforderungs- und Auszahlungsverfahren

Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt nach Mittel-
anforderung gemdl Nummer 1.4.a der Allgemeinen
Nebenbestimmungen fiir Zuwendungen fiir aus den
EU-Fonds im Rahmen von ESF+, EFRE (inklusive In-
terreg A), JTF und EMFAF finanzierte Vorhaben in der
Forderperiode 2021 bis 2027 sowie aus dem EU-Fonds
ELER finanzierte Vorhaben in der Forderperiode 2023
bis 2027 (ANBest-EU 21) in der jeweils geltenden Fas-
sung im Vorschussprinzip.

Die Anforderung der Mittel erfolgt online iiber das Inter-
netportal der ILB. Fiir die Anforderung bewilligter Zu-
wendungen ist das dort bereitgestellte Formular ,,Mittel-
anforderung® zu verwenden.

Verwendungsnachweisverfahren
Es ist ein Verwendungsnachweis nach Nummer 6 ff.

ANBest-EU 21 einzureichen. Die Einreichung erfolgt
online tiber das Internetportal der ILB.
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Zu beachtende Vorschriften

Fir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendung sowie fiir den Nachweis und die Priifung
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Riick-
forderung der gewihrten Zuwendung gelten die VV zu
§ 44 LHO und die ANBest-EU 21 in der jeweils gel-
tenden Fassung, soweit nicht in dieser Richtlinie Ab-
weichungen zugelassen worden sind.

Uber die Landeshaushaltsordnung hinaus gelten die Re-
gelungen der EU fiir den Strukturfondsforderzeitraum
2021 - 2027 (EU-Verordnungen, die dazugehdrenden de-
legierten Rechtsakte und Durchfiihrungsbestimmungen) in
der zum Zeitpunkt der Entscheidung jeweils geltenden Fas-
sung. Daraus ergeben sich Besonderheiten, insbesondere
hinsichtlich der Auszahlung, des Abrechnungsverfahrens,
der Aufbewahrungsfristen und der Priifrechte, die im Zu-
wendungsbescheid den Zuwendungsempfangenden im
Einzelnen mitgeteilt werden.

Die Bewilligungsbehdrde ist berechtigt, Biicher, Belege
und sonstige Geschéftsunterlagen anzufordern sowie die
Verwendung der Zuwendung durch ortliche Erhebungen
zu priifen oder durch Beauftragte priifen zu lassen. Die
Zuwendungsempfangenden haben die erforderlichen
Unterlagen bereitzuhalten und die notwendigen Aus-
kiinfte zu erteilen. GemdB VV Nr. 12.5.1.5 zu § 44 LHO
in Verbindung mit Nummer 7.1.a ANBest-EU 21 sind
diese Rechte der Bewilligungsbehdrde auch dem Dritten
gegeniiber auszubedingen.

Der Landesrechnungshof'ist geméf} § 88 Absatz 1 und § 91
LHO zur Priifung berechtigt. Des Weiteren sind der Euro-
paische Rechnungshof, die Européische Kommission, die
fiir den ESF+ in Brandenburg zustéindige Verwaltungs-,
Bescheinigungs- und Priifbehorde sowie deren beauftrag-
te Dritte berechtigt, bei den Zuwendungsempfangenden
beziehungsweise, wenn Mittel an Dritte weitergeleitet
wurden, auch bei diesen zu priifen. Die Zuwendungs-
empfangenden sind verpflichtet, diesen Stellen im Rahmen
der Uberpriifung Einblick in die Geschiftsunterlagen und
Zugang zu den Geschéftsraumen zu gewéhren und alle in
Zusammenhang mit der Verwendung der Zuwendung ste-
henden Auskiinfte zu erteilen. Gemédl VV Nr. 12.5.1.5 zu
§ 44 LHO in Verbindung mit Nummer 7.2 ANBest-EU 21
sind diese Rechte der vorgenannten Stellen auch dem Drit-
ten gegeniiber auszubedingen

Subventionserhebliche Tatsachen

Gemail dem Brandenburgischen Subventionsgesetz vom
11. November 1996 (GVBI. I S. 306) gelten fiir Leistun-
gen nach Landesrecht, die Subventionen im Sinne des
§ 264 des Strafgesetzbuches (StGB) sind, die §§ 2 bis 6
des Subventionsgesetzes vom 29. Juli 1976 (BGBI. I
S. 2034, 2037).

Die Bewilligungsbehorde hat gegeniiber den Antrag-
stellenden in geeigneter Weise deutlich zu machen, dass

es sich bei den Zuwendungen um Subventionen im Sinne
von § 264 StGB handelt. Die subventionserheblichen Tat-
sachen im Sinne des § 264 StGB werden den Zuwendungs-
empfangenden im Rahmen des Antrags- und Bewilligungs-

verfahrens als subventionserheblich bezeichnet.

8 Inkrafttreten, Aulerkrafttreten

Diese Richtlinie tritt einen Tag nach der Unterzeichnung
in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2028 aufler

Kraft.

Anlage 1
(zu Nummer 5.5.1)

Stellenverteilung

Aufstellung der maximalen Anzahl an forderbaren Stellen in
den Landkreisen bezichungsweise kreisfreien Stidten

Maximale Anzahl
an forderbaren Stellen
in Vollzeitiquivalenten

Landkreis Barnim 9
Landkreis Dahme-Spreewald 6
Landkreis Elbe-Elster 7
Landkreis Havelland 10
Landkreis Mérkisch-Oderland 8
Landkreis Oberhavel 11
Landkreis Oberspreewald-Lausitz 3
Landkreis Oder-Spree 9
Landkreis Ostprignitz-Ruppin 7
Landkreis Potsdam-Mittelmark 8
Landkreis Prignitz 5
Landkreis Spree-Neifle 5
Landkreis Teltow-Fldming 7
Landkreis Uckermark 6
Stadt Brandenburg an der Havel 6
Stadt Cottbus 15
Stadt Frankfurt (Oder) 7
Landeshauptstadt Potsdam 16
Insgesamt 145

Anlage 2

I. Anforderungen an die Vorhabenplanung gemafl Num-
mer 7.1 der Richtlinie fiir Forderungen gemifi Num-

mer 2.1

Bei der Antragstellung ist durch die Antragstellenden eine Vor-
habenplanung einzureichen, die Angaben zur Zusammenarbeit
sowie zur Umsetzung der Migrationssozialarbeit fiir bleibe-
berechtigte Gefliichtete aus den nichteuropdischen Asylher-

kunftslandern enthalt.
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Das Konzept soll 4 Seiten (ohne Anlagen und Deckblatt) nicht
iberschreiten, in der Schriftart Arial Narrow mit der Schrift-
grofle 12 und einem Zeilenabstand 1,0 erstellt werden und sich
an folgender Gliederung orientieren:

1 Aussagen zum organisatorischen Rahmen der Migra-
tionssozialarbeit im Landkreis beziehungsweise in der
kreisfreien Stadt

a) Organisatorische Verankerung der Migrationssozial-
arbeit bei den Antragstellenden,

b) geplante Projektstandorte und Einsatzorte inklusive ge-
planter Beratungszeiten an den einzelnen Standorten -
auch mehrere innerhalb des Landkreises oder der kreis-
freien Stadt moglich,

c) Darstellung der Erfahrungen des oder der Antrag-
stellenden in der Migrationssozialarbeit.

2 Aussagen zum geplanten Personal der Migrations-
sozialarbeit

Anforderungen in Bezug auf einschlidgige formale Quali-
fikationen und berufliche Erfahrungen des vorgesehenen
Personals sowie Sprachkompetenzen des vorgesehenen Per-
sonals.

3 Aussagen zur Zielgruppenerreichung
Darstellung, wie die Zielgruppe erreicht werden soll.

4 Zusammenarbeit im Landkreis beziehungsweise in der
kreisfreien Stadt

a) Darstellung der geplanten Zusammenarbeit mit wei-
teren moglichen Zuwendungsempfangenden dieser
Richtlinie auf der Ebene des Landkreises beziehungs-
weise der kreisfreien Stadt,

b) Darstellung der Zusammenarbeit mit den Zuwendungs-
empfangenden der unter Nummer 6.4 der Richtlinie ge-
nannten ESF+-Vorhaben auf der Ebene des Landkreises
beziechungsweise der kreisfreien Stadt,

c) Darstellung der Zusammenarbeit mit weiteren regiona-
len Kooperationspartnern wie freie Tréger, Behorden
(vor allem Sozialdamter und Ausldanderbehérden), Ein-
richtungen auf der Ebene des Landkreises beziehungs-
weise der kreisfreien Stadt.

5 Angaben zur Verankerung der bereichsiibergreifenden
Grundsiitze; Gleichstellung der Geschlechter und Nicht-
diskriminierung

Es ist darzulegen, wie die verbindlich einzuhaltenden be-
reichsiibergreifenden Grundsitze der Gleichstellung der Ge-
schlechter und der Nichtdiskriminierung umgesetzt werden
sollen. So sind die Projektaktivititen derart auszurichten,
dass unterschiedliche Geschlechterperspektiven sowie Be-
darfs- und Interessenlagen beriicksichtigt werden. Beziiglich
der Nichtdiskriminierung ist zu gewéhrleisten, dass niemand
wegen der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Reli-
gion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters
oder der sexuellen Identitit diskriminiert wird. Dariiber

hinaus sind spezifische Maflnahmen in diesen Bereichen im
Projekt explizit erwiinscht und konkret darzulegen.

II. Kriterien und Gewichtung bei der fachlichen Bewer-
tung gemiall Nummer 7.2 Absatz 2 der Richtlinie

Nummer | Kriterium Maximal
zu vergebende
Punkte

1 Aussagen zur organisatorischen 4
Umsetzung der Migrations-
sozialarbeit

2 Aussagen zum geplanten Perso- 4
nal der Migrationssozialarbeit

3 Erreichung der Zielgruppe
Zusammenarbeit auf Ebene des 6
Landkreises beziehungsweise
der kreisfreien Stadt

5 Angaben zur Verankerung der 2
bereichsiibergreifenden Grund-
sitze
Gesamt 20

Bei gleicher Punktezahl entscheidet das Los iiber die Rei-
hung der betreffenden Antrige im Ergebnis der fachlichen Be-
wertung.

Anlage 3

Anforderungen an einzureichende Antragskonzepte und Be-
wertungskriterien im Fordertatbestand 2 - Praxisbegleitung
fiir Beschiftigte im Themenfeld Migration (Nummer 2.2 der
Richtlinie)

Anforderungen an Antragskonzepte

Zur Antragstellung ist ein aussagefdhiges Antragskonzept ein-
zureichen, das eine Kurzbeschreibung des Projektes (maximal
1 000 Worter) sowie Angaben zu den Zielsetzungen, zu zentra-
len Arbeitsschritten und Zeithorizonten (Arbeits- und Zeitplan)
enthalten muss. Es ist darzustellen, wie der Zuwendungszweck
erfiillt werden soll. Das Antragskonzept soll 15 Seiten (ohne An-
lagen) nicht {iberschreiten und ist in folgender Gliederung ein-
zureichen:

1 Kurzbeschreibung der Praxisbegleitung: Angebote zu In-
formation, Beratung, Erfahrungsaustausch und Vernetzung

2 Vorstellung des oder der Antragstellenden; Sicherstellung
fachlich kompetenter Projektumsetzung

3 Sensibilisierung und Akquise der relevanten Akteure fiir
eine Teilnahme an den Veranstaltungsformaten; Vernetzung
und Zusammenarbeit mit relevanten Akteuren im Bereich
Migration beziehungsweise Integration von Zugewanderten

4 Qualitdtssicherung

5 Monitoring

6 Offentlichkeitsarbeit

7 Beriicksichtigung der bereichsiibergreifenden Grundsitze,

Gleichstellung der Geschlechter sowie Nichtdiskriminierung
8  Arbeits- und Finanzierungsplanung sowie Projektcontrolling
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Zu Nummer 1:
Kurzbeschreibung der Praxisbegleitung: Angebote zu In-
formation, Beratung, Erfahrungsaustausch und Vernetzung

Soziale Arbeit mit Gefliichteten muss permanent flexibel auf
Anderungen und Entwicklungen eingestellt sein und die Kennt-
nisse der Beschiftigten miissen aufgefrischt und ausgebaut
werden. Auch fiir die vielen Quereinsteigenden ist es wichtig,
sich zu migrationsspezifischen und sozialarbeiterischen The-
men auszutauschen und weiterzuentwickeln.

Dafiir sollen bedarfsabhéngige Angebote vorgehalten werden.
Vorstellbar wiren dafiir unterschiedliche Veranstaltungsformate
in Prisenz und digital, die sich an den jeweiligen aktuellen und
spezifischen Herausforderungen und Themenschwerpunkten
der Beschiftigten im Bereich Migration vor Ort orientieren.

Das Angebot soll explizit auf die Bediirfnisse und Heraus-
forderungen dieser Gruppe zugeschnitten sein. Von besonderem
Landesinteresse ist dabei die landesweit erreichbare Praxis-
begleitung der in der Migrationssozialarbeit Beschéftigten und
weiterer Beschéftigter im Themenfeld Migration zum Erwerb
von Kenntnissen beziiglich aktueller Themen und Heraus-
forderungen, der fachliche Austausch untereinander sowie
die Weiterentwicklung interkultureller Sensibilisierung, Pri-
vention von Gewalt und Konflikteskalation und die Vernetzung
der Regel- und Projektangebote der migrationsspezifischen Be-
ratung. Es soll der landesweite fachliche Austausch, die Ent-
wicklung und das Angebot von Informationsveranstaltungen,
Workshops und Ahnlichem zu migrationsspezifischen Themen
und Leistungen zur sozialarbeiterischen Praxisbegleitung durch
ein solches Angebot organisiert und regelmiflig nach den Ent-
wicklungen und den Bediirfnissen der in der Migrationssozial-
arbeit Beschiftigten angepasst werden.

Aus Sicht des Landes konnen folgende Themen Schwerpunkte
von kurzzeitigen MafBnahmen zum Erwerb von Kenntnissen,
Beratung und Fachaustausch sein:

- Soziale Arbeit unter den Bedingungen der vorldufigen
Unterbringung (Konflikt- und Gewaltpravention, Bedarfe
vulnerabler Personengruppen, Erkennen und Umgang mit
psychosozialen Belastungen, Beteiligungsstrukturen, Parti-
zipation, Sucht, Rassismus)

- Aktuelle Entwicklung der rechtlichen Rahmenbedingungen
fiir Gefliichtete und fiir die Soziale Arbeit mit ihnen

- Interkulturelle Kompetenzen und Kommunikation (Kultu-
relle Diversitdt und Reflektion)

- Offnung der Regelangebote wie beispielsweise Ver-
braucherschutz, Schuldnerberatung, Gewalt- und Opfer-
schutz, Ehe- und Familienberatung

- Fortentwicklung und Anpassung von Anforderungen, Me-
thoden und Standards der sozialarbeiterischen Unterstiitzung
fiir Gefliichtete, darunter auch digitale Beratung und Um-
gang mit Kiinstlicher Intelligenz (KI) in der Beratung

- Zielgruppenspezifische Herausforderungen wie zum Beispiel

- ethnische und kulturelle Besonderheiten und ihre Aus-
wirkungen

- Rechtskreiswechsel von Asylbewerberleistungsgesetz
(AsylbLG) zum Zweiten Buch Sozialgesetzbuch - Grund-
sicherung fiir Arbeitsuchende (SGB II) beziehungs-

weise Zwolften Buch Sozialgesetzbuch - Sozialhilfe
(SGB XII)

- Rechtskreiswechsel vom Achten Sozialgesetzbuch - Kin-
der- und Jugendhilfe (SGB VIII) zu AsylbLG, SGB II
oder SGB XII

- besondere Bedarfe vulnerabler Gruppen

- Forderung der Resilienz von Fachkriften im Zusammen-
hang mit ihrer Tétigkeit im Handlungsfeld Migration

Eine Einbindung von Integrationsakteuren der kommunalen
und Landesebene in die Vernetzungs- und Austauschprozesse
ist aus Sicht des Landes dabei unverzichtbar.

Ein Beratungsangebot soll auch den Landkreisen und kreis-
freien Stddten in Fragen der sozialen Arbeit im Rahmen der
Aufnahme, Unterbringung und Integration von Zuwandernden
zur Verfligung stehen.

Zur Sicherstellung der praxisbegleitenden Zugénglichkeit und
Erreichbarkeit sollen die Angebote auch flexibel auf regional-
und lokalspezifische Bedarfe ausgerichtet werden kdnnen.

Die Angebote des Projekttrigers sollen landesweit wirken
sowie aus allen Landesregionen Brandenburgs abrufbar sein.
Das Projektkonzept soll daher auch Angaben zur Sicherstellung
der tiberregionalen Zugénglichkeit enthalten.

Im Rahmen der Antragstellung wird hier eine Kurz-Konzeption
der verschiedenen Angebotsformate erwartet. Mit dem Antrag
soll ein konkreter MaBinahmeplan eingereicht werden, in dem
die Schwerpunkte der Arbeit sowie die Anzahl der geplanten
Veranstaltungen benannt werden.

Zu Nummer 2:
Vorstellung des oder der Antragstellenden; Sicherstellung
fachlich kompetenter Projektumsetzung

Hier ist der oder die Antragstellende vorzustellen, insbesondere
sind einschldgige Erfahrungen und Kompetenzen in Bezug
auf die Veranstaltungsthemen und -formate sowie eine regio-
nale Verkniipfung und Akzeptanz im Land Brandenburg dar-
zustellen und mogliche Referenzen zu benennen. Es wird er-
wartet, dass der Triger bereits Erfahrungen in der Information
und Beratung, im Erfahrungsaustausch und in der Netzwerk-
arbeit der Migrationssozialarbeitenden vorweisen kann.

Dariiber hinaus ist darzustellen, mit welchem Personal die fach-
liche Umsetzung des Projektes sichergestellt werden soll (Be-
schreibung der Kompetenzen des vorhandenen Personals oder
des Anforderungsprofils flir neu einzustellendes Personal). Es
wird erwartet, dass der Triger tiber ein multiprofessionelles Team
von Fachkriften mit fachlichen Schwerpunkten Migration und
Soziale Arbeit einschlieflich entsprechend einschlidgigen prak-
tischen beruflichen Erfahrungen verfiigt. Die vorgesehenen Ein-
gruppierungen richten sich nach den entsprechenden Qualifika-
tionen des Personals und der geplanten Tétigkeit im Projekt. Bei
entsprechender Qualifikation und entsprechendem Tatigkeitsprofil
ist in der Regel eine Vergiitung bis analog Entgeltgruppe E13
TV-L moglich, zum Beispiel beim Einsatz von Projektleitenden,
wissenschaftlichen Mitarbeitenden oder Dozentinnen beziehungs-
weise Dozenten (Hochschulabschluss auf Masterniveau).
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Die mit den Projektaufgaben betrauten Mitarbeitenden miis-
sen folgende Voraussetzungen erfiillen: Mindestens Abschluss
eines einschldgigen Fachhochschulstudiengangs (beziehungs-
weise Bachelorabschluss) oder ein vergleichbarer Abschluss
und/oder mehrjahrige einschldgige berufliche Erfahrung in
der Arbeit im Themenfeld Migration und Integration. Erwartet
werden auch interkulturelle Handlungskompetenz sowie die
Fahigkeit zu kultursensiblem Verhalten.

Nachweise sind anhand des dazu von der ILB bereitgestellten
Formulars zu fiihren.

Zu Nummer 3:

Sensibilisierung und Akquise der relevanten Akteure fiir
eine Teilnahme an den Veranstaltungsformaten; Vernet-
zung und Zusammenarbeit mit relevanten Akteuren im
Bereich Migration beziehungsweise Integration von Zuge-
wanderten

Unter diesem Gliederungspunkt soll das geplante Vorgehen zur
Sensibilisierung und Akquise fiir eine Teilnahme an den Ver-
anstaltungsformaten beschrieben werden.

Dariiber hinaus soll das Vorgehen zur Vernetzung und Zu-
sammenarbeit mit relevanten Akteuren im Bereich Migration
und Integration und sozialen Regelstrukturen, unter anderem
mit der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege, dem Paritdtischen
Bildungswerk, der Akkon Hochschule, relevanten Projekten im
Bereich Integration (insbesondere landesgeforderten Projek-
ten), Behorden in den Regionen Brandenburgs und weitere, be-
schrieben werden. Das Projekt soll den Aufbau und die Weiter-
entwicklung von Netzwerkstrukturen befordern. Uber die
Organisation und Durchfithrung von Erfahrungsaustauschen
soll die Netzwerkarbeit unterstiitzt werden. Insbesondere soll
das Projekt auch den Erfahrungsaustausch mit verschiedenen
Projekten anregen und koordinieren. Die geplante Vorgehens-
weise zur Vernetzung, Beteiligung und Kooperation ist unter
diesem Gliederungspunkt darzustellen.

Zu Nummer 4:
Qualititssicherung

MafBnahmen, Methoden und Standards zur Qualitéitssicherung
sowie zur Kontrolle der Zielvereinbarung und Projektent-
wicklung sind hier im Konzept auszuweisen. Es ist von Vorteil,
die Arbeit des Projektes durch eine externe qualitative Evaluie-
rung und Beratung begleiten zu lassen.

Hier soll auch beschrieben werden, wie die Bedarfe der poten-
ziellen Teilnehmenden festgestellt und die Angebote bedarfs-
gerecht gestaltet werden.

Zu Nummer 5:
Monitoring

Das Projekt soll die Zahl der durchgefiihrten Veranstaltungen
erheben und regelméaBig berichten.

Zudem soll das Fachreferat des fiir Integration zustdndigen
Ministeriums regelméaBig iiber die Anzahl der teilnehmenden
Personen pro Veranstaltung, die Organisation beziehungsweise
Behorde, in der sie tdtig sind, und den Landkreis beziehungs-

weise die kreisfreie Stadt (Arbeitsort) der Teilnehmenden in-
formiert werden.

Ziel ist ein Monitoring mit einer halbjéhrlichen Zusammen-
fassung zum inhaltlichen Fortschritt des Projektes, das dem
fiir Integration zustindigen Ministerium zur Verfligung ge-
stellt werden kann. Dabei kann sowohl auf die durch die ILB
erhobenen Daten als auch auf eigene Erkenntnisse zuriick-
gegriffen werden. Zudem ist mit den Einrichtungen zusammen-
zuarbeiten, die mit der wissenschaftlichen Begleitung und
Evaluation des ESF+-Programms des Landes Brandenburg be-
auftragt werden.

Zu Nummer 6:
Offentlichkeitsarbeit

Im Rahmen der Projektbegleitung sollen auch MafBnahmen
zur Offentlichkeitsarbeit und zur Aufbereitung von Programm-
ergebnissen fiir die interessierte Fachoffentlichkeit erfolgen
(zum Beispiel iiber eine Homepage, Publikationen oder Ahn-
liches). Hierzu sind an dieser Stelle Planungen darzustellen.
Dartiber hinaus ist hier die Ausrichtung von mindestens einer
landesweiten Veranstaltung zu berticksichtigen.

Zu Nummer 7:
Beriicksichtigung der bereichsiibergreifenden Grundsiitze,
Gleichstellung der Geschlechter sowie Nichtdiskriminierung

Hier ist zu erldutern, wie das Projekt dazu beitragen kann, dass
geschlechtsspezifische Unterschiede in der Migrationssozial-
arbeit und in der sonstigen Arbeit im Bereich Migration und
Integration besser beriicksichtigt werden.

Zudem ist zu beschreiben, wie die Gleichstellung der Ge-
schlechter in Bezug auf die Teilnahme an Veranstaltungen
gewihrleistet werden kann. Auch das Ziel der Nichtdis-
kriminierung ist zu beriicksichtigen.

Zu Nummer 8:

Arbeits- und Finanzierungsplanung sowie Projektcontrol-
ling

Zu den geplanten ProjektmalBnahmen ist ein Arbeits- und
Finanzierungsplan zu erstellen.

Bewertungskriterien und Gewichtung bei der fachlichen

Bewertung

Die fachliche Bewertung des Antragskonzeptes erfolgt nach
den Kriterien 1 bis 8 der nachfolgenden Ubersicht.

Die einzelnen Bewertungskriterien werden wie folgt gewichtet:

Nummer | Bewertungskriterium Gewichtung
in Prozent
1 Kurzbeschreibung der Praxisbeglei- 15

tung: Angebote zu Information,
Beratung, Erfahrungsaustausch und
Vernetzung
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Nummer | Bewertungskriterium Gewichtung
in Prozent
2 Vorstellung des oder der Antrag- 10
stellenden; Sicherstellung fachlich
kompetenter Projektumsetzung
3 Sensibilisierung und Akquise der rele- 30
vanten Akteure fiir eine Teilnahme an
den Veranstaltungsformaten; Vernetzung
und Zusammenarbeit mit relevanten
Akteuren im Bereich Migration bezie-
hungsweise Integration von Zugewan-
derten
4 Qualitétssicherung 10
5 Monitoring 10
6 Offentlichkeitsarbeit 10
7 Beriicksichtigung der bereichsiiber- 5
greifenden Grundsitze, Gleichstellung
der Geschlechter sowie Nichtdiskrimi-
nierung
8 Arbeits- und Finanzierungsplanung 10
sowie Projektcontrolling
Summe 100

Die Kriterien 1 bis 8 werden einzeln bewertet. Es konnen null
bis zehn Punkte pro Kriterium vergeben werden. Nach der
Punktevergabe werden diese entsprechend der oben genannten
Gewichtung gewertet. Fiir eine Forderung kommt das Konzept
in Betracht, das nach Gewichtung die hochste Punktezahl er-
reicht.

Zweite Anderung
der Gemeinsamen Richtlinie
des Ministeriums fiir Wirtschaft, Arbeit und
Energie und des Ministeriums fiir Landwirtschaft,
Umwelt und Klimaschutz zur Forderung
des ,,Programms zur qualifizierten Ausbildung
im Verbundsystem* (PAV) im Land Brandenburg
in der EU-Forderperiode 2021 - 2027

Gemeinsamer Erlass
des Ministeriums fiir Arbeit, Soziales,
Gesundheit und gesellschaftlichen Zusammenhalt
und des Ministeriums fiir Land- und
Erndhrungswirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz
Vom 6. Oktober 2026

Die Gemeinsame Richtlinie des Ministeriums fiir Wirtschaft,
Arbeit und Energie und des Ministeriums fiir Landwirtschaft,
Umwelt und Klimaschutz zur Forderung des ,,Programms
zur qualifizierten Ausbildung im Verbundsystem* (PAV) im
Land Brandenburg in der EU-Forderperiode 2021 - 2027 vom
22. Juli 2022 (ABL. S. 694), die durch den Gemeinsamen Erlass
vom 19. April 2023 (ABL. S. 464) gedndert worden ist, wird wie
folgt gedndert:

Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

,,Gemeinsame Richtlinie des Ministeriums fiir Arbeit, Sozia-
les, Gesundheit und gesellschaftlichen Zusammenhalt und
des Ministeriums flir Land- und Erndhrungswirtschaft, Um-
welt und Verbraucherschutz zur Férderung des ,,Programms
zur qualifizierten Ausbildung im Verbundsystem™ (PAV) im
Land Brandenburg in der EU-Forderperiode 2021 - 2027
(PAV-Richtlinie - PAV-RL)".

Nummer 2.1.3.5 wird aufgehoben.

In Nummer 2.1.5.1 wird Satz 2 des ersten Aufzdhlungs-
strichs aufgehoben.

Nummer 2.1.5.2 wird wie folgt gedndert:

a) Inder Uberschrift werden die Worter ,,fiir Manahmen mit
einem Durchfithrungsbeginn im Jahr 2022 gestrichen.

b) Satz 1 wird wie folgt gefasst:
»~Antragstellende konnen nach elektronischer Ein-
gangsbestitigung der ILB auch vor Bewilligung durch
die Bewilligungsbehorde mit dem Vorhaben beginnen.*
Nummer 2.2.3 Buchstabe b Satz 2 wird aufgehoben.
Nummer 2.2.4.4 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
,Fiir Lehrgdnge der Grundstufe in handwerklichen Bau-
berufen wird der Fordersatz des Bundes in der Fachstufe
zugrunde gelegt.”
In Nummer 2.3.2 Buchstabe a wird die Aufzdhlung nach

den Wortern ,,mit der angegebenen Hochstdauer:* durch
folgende Aufzdhlung ersetzt:

.- Landwirtin und Landwirt: 5 Wochen
- Landwirtschaftshelferin und

Landwirtschaftshelfer: 1 Woche
- Tierwirtin und Tierwirt: 5 Wochen
- Tierwirtschaftshelferin und

Tierwirtschaftshelfer: 3 Wochen
- Fachkraft Agrarservice: 5 Wochen
- Fischwirtin und Fischwirt: 5 Wochen
- Girtnerin und Girtner (Garten-

und Landschaftsbau): 8 Wochen
- Helferin und Helfer im Gartenbau

(Garten- und Landschaftsbau): 2 Wochen
- Gértnerin und Gértner (Baumschule,

Obstbau): 3 Wochen

- Girtnerin und Girtner (Friedhofs-
gértnerei, Staudengiértnerei, Zier-
pflanzenbau, Gemiisebau):

- Helferin und Helfer im Gartenbau

3 Wochen und 1 Tag

(Produktionsgartenbau): 2 Wochen
- Pferdewirtin und Pferdewirt: 3 Wochen
- Milchwirtschaftliche Laborantin

und milchwirtschaftlicher Laborant: 12 Wochen
- Milchtechnologin und Milchtechnologe: 12 Wochen
- Forstwirtin und Forstwirt: 9 Wochen
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- Fachpraktikerin und Fachpraktiker
Hauswirtschaft: 3 Wochen*.

8. In Nummer 2.3.2 Buchstabe b Satz 4 wird der zweite Auf-
zdhlungsstrich wie folgt gefasst:

»- Bedarfsermittlung, Koordination, Organisation und Be-
gleitung von Unterweisungsangeboten der Ausbildungs-
betriebe flir Auszubildende im Netzwerk (zum Beispiel
in dem Betrieb, der auf dem neuesten technischen Stand
ist),”.

9. Nummer 2.3.5.4 wird wie folgt gedndert:

a) Unter der Zwischeniiberschrift . Uberbetriebliche Lehr-
génge nach Nummer 2.3.2 Buchstabe a“ werden in
Satz 6 die Worter ,,zu den Lehrgangskosten der durch
das Wort ,,zur* ersetzt.

b) Unter der Zwischeniiberschrift ,,Ausbildungsnetzwerke
nach Nummer 2.3.2 Buchstabe b wird in Satz 8 die An-
gabe ,,110 000 Euro* durch die Angabe ,,127 000 Euro*
ersetzt.

10. In Nummer 2.3.6.2 werden die Worter ,,des Ministeriums
fir Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz (MLUK)*
durch die Worter ,,des fiir Landwirtschaft zustédndigen Mi-
nisteriums® ersetzt.

11. In Nummer 3.3 Satz 1 werden die Worter ,,und fordert
hierfiir die entsprechenden Erkldrungen von den Teilneh-
menden ab* gestrichen.

12. In Nummer 4 wird die Angabe ,,31. Juli 2028 durch die
Angabe ,,31. Juli 2029 ersetzt.

1I.

Dieser Gemeinsame Erlass tritt am Tag nach der Unterzeichnung
in Kraft.

Genehmigung und Inkrafttreten
des Sachlichen Teilregionalplans ,,Erneuerbare
Energien“ der Regionalen Planungsgemeinschaft
Oderland-Spree sowie Feststellung
nach § 5 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Satz 1
des Windenergieflichenbedarfsgesetzes

Bekanntmachung
der Gemeinsamen Landesplanungsabteilung
Berlin-Brandenburg
Vom 23. Oktober 2026

I. Genehmigung des Sachlichen Teilregionalplans ,,Er-
neuerbare Energien“ der Regionalen Planungsgemein-
schaft Oderland-Spree

Auf der Grundlage des § 2 Absatz 4 Satz 1 des Gesetzes zur
Regionalplanung und zur Braunkohlen- und Sanierungsplanung

(RegBKkPIG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Feb-
ruar 2012 (GVBI. I Nr. 13), das zuletzt durch das Gesetz vom
25. Februar 2026 (GVBI. I Nr. 6) geéndert worden ist, hat die
Regionalversammlung der Regionalen Planungsgemeinschaft
Oderland-Spree den Sachlichen Teilregionalplan ,,Erneuerbare
Energien* am 29. Juni 2026 als Satzung erlassen (Beschluss
Nr. 26/04/23).

Der Sachliche Teilregionalplan ,,Erneuerbare Energien” der
Regionalen Planungsgemeinschaft Oderland-Spree legt Vor-
ranggebiete fiir die Windenergienutzung zur Steuerung der
Windenergienutzung fest. Dariiber hinaus beinhaltet der Teil-
regionalplan mit einem Grundsatz eine Festlegung zum Thema
Photovoltaik-Freiflaichenanlagen. Die Tridger der Bauleitpla-
nung sollen durch Beriicksichtigung eines Kriteriengeriists zu
einer raumvertrdglichen Entwicklung von raumbedeutsamen
Photovoltaik-Freiflichenanlagen beitragen.

Der raumliche Geltungsbereich des Sachlichen Teilregional-
plans erstreckt sich auf das gesamte Gebiet der Region Oder-
land-Spree, zu dem nach § 3 Absatz 2 Nummer 3 RegBkPIG
die Gebiete der Landkreise Méarkisch-Oderland und Oder-Spree
sowie die kreisfreie Stadt Frankfurt (Oder) gehoren.

Mit Bescheid vom 15. September 2026 hat die Gemeinsame
Landesplanungsabteilung Berlin-Brandenburg den von der
Regionalversammlung der Regionalen Planungsgemeinschaft
Oderland-Spree als Satzung erlassenen Sachlichen Teilregional-
plan ,,Erneuerbare Energien* der Region Oderland-Spree nach
§ 2 Absatz 4 Satz 2 RegBkPIG im Benehmen mit den fachlich
beriihrten obersten Landesbehdrden genehmigt. Die Erteilung
der Genehmigung wird hiermit 6ffentlich bekanntgemacht. Mit
dieser Bekanntmachung tritt die genehmigte Satzung in Kraft
und der beschlossene Sachliche Teilregionalplan ,,Erneuerbare
Energien* der Regionalen Planungsgemeinschaft Oderland-
Spree vom 29. Juni 2026 wird wirksam. Rechtsgrundlage ist
§ 10 Absatz 1 des Raumordnungsgesetzes (ROG) vom 22. De-
zember 2008 (BGBI. I S. 2986), das zuletzt durch Artikel 13 des
Gesetzes vom 22. Juli 2026 (BGBI. 2026 I Nr. 224) geéndert
worden ist, in Verbindung mit § 2 Absatz 4 Satz 4 RegBkPIG.

Der genehmigte Sachliche Teilregionalplan ,,Erneuerbare Ener-
gien der Regionalen Planungsgemeinschaft Oderland-Spree
und die weiteren Unterlagen nach § 10 Absatz 2 ROG (Begriin-
dung, Rechtsbehelfsbelehrung, zusammenfassende Erklarung
einschlieBlich der Aufstellung der UberwachungsmafBnahmen)
werden ab dem Tag, an dem die Erteilung seiner Genehmigung 6f-
fentlich bekanntgemacht worden ist, auf der Internetseite der Re-
gionalen Planungsgemeinschaft Oderland-Spree unter www.rpg-
oderland-spree.de verdffentlicht sowie bei der planaufstellenden
Stelle zur kostenlosen Einsichtnahme wihrend der Sprechzeiten
bereitgehalten:

- Regionale Planungsgemeinschaft Oderland-Spree
Regionale Planungsstelle
Eisenbahnstrale 140, 15517 Fiirstenwalde/Spree
(03361 598-0241)

Auf die Voraussetzungen filir die Geltendmachung der Ver-
letzung von Vorschriften sowie die Rechtsfolgen des § 11 ROG
in Verbindung mit § 2b RegBkPIG wird hingewiesen. Danach
werden fiir die Rechtswirksamkeit des Sachlichen Teilregional-



926 Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 44 vom 11. November 2026

plans ,,Erneuerbare ,,Energien” der Regionalen Planungsge-
meinschaft Oderland-Spree unbeachtlich:

1. eine nach § 11 Absatz 1 Nummer 1 und 2 ROG beachtliche
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften,

2. nach § 11 Absatz 3 ROG beachtliche Mingel des Ab-
wégungsvorgangs,

3. eine nach § 11 Absatz 4 ROG beachtliche Verletzung der
Vorschriften tiber die Umweltpriifung,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres gegeniiber der Regionalen
Planungsgemeinschaft Oderland-Spree (Eisenbahnstrafe 140,
15517 Fiirstenwalde/Spree) unter Darlegung des die Verletzung
begriindenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Die
Jahresfrist beginnt mit dieser 6ffentlichen Bekanntmachung.

II. Feststellung nach § 5 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit
Satz 1 des Windenergieflichenbedarfsgesetzes

Die Gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin-Branden-
burg stellt nach § 5 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Satz 1
des Windenergiefldchenbedarfsgesetzes (WindBG) vom 20. Juli
2022 (BGBI. I S. 1353), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes
vom 12. August 2025 (BGBI. 2025 I Nr. 189) geéndert worden
ist, fest, dass die am 29. Juni 2026 erlassene Satzung iiber den
Sachlichen Teilregionalplan ,,Erneuerbare Energien* der Regio-
nalen Planungsgemeinschaft Oderland-Spree mit dem regio-
nalen Teilfldchenziel von mindestens 1,8 Prozent der Regions-
flache fiir den Stichtag 31. Dezember 2027 nach Artikel 1 des
Brandenburgischen Flachenzielgesetzes (BbgFzG) vom 2. Mérz
2023 (GVBL I Nr. 3) in Einklang steht, da Fldchen in den fest-
gelegten Vorranggebieten (Windenergiegebiete nach § 2 Num-
mer 1 WindBG) in einem Umfang von 9 596 Hektar angerech-
net werden.

Diese Feststellung nimmt hiermit an der 6ffentlichen Bekannt-
machung der Genehmigung teil. Damit tritt gemil § 249
Absatz 2 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. I S. 3634),
das zuletzt durch Artikel 8 Absatz 2 des Gesetzes vom 23. Juli
2026 (BGBI. 2026 I Nr. 226) gedndert worden ist, die gesetz-
liche Rechtsfolge ein, dass sich in der Region Oderland-Spree
die Zulédssigkeit von Vorhaben, die der Erforschung, Ent-
wicklung oder Nutzung der Windenergie dienen, au3erhalb der
Windenergiegebiete nach § 2 Nummer 1 WindBG nach § 35
Absatz 2 BauGB richtet.

Die Region Oderland-Spree hat eine Flidche von 456 325 Hekt-
ar. Die fiir die Feststellung angerechneten Flachen haben einen
Anteil von 2,10 Prozent an der Regionsfldche.

Nummer Name Fliche in ha Fliche in ha
ausgewiesen angerechnet
VRW 07  Bliesdorf-Thoringswerder 119 119
VRW 08  Buckow Siid b. Beeskow 34 34
VRW 10 Carzig 54 54
VRW 12 Glienicke 174 174
VRW 13 Heckelberg 183 183
VRW 14 Herzfelde 71 71
VRW 17  Jacobsdorf-Sieversdorf 503 503
VRW 19  Lebus-Mallnow-Podelzig 394 394
VRW 22 Wriezener Hohe 181 181
VRW 23 Miincheberg 298 298
VRW 24 Protzel-Herzhorn 420 420
VRW 26  Werder-Zinndorf 524 524
VRW 27 Wélsickendorf-Wollenberg 285 285
VRW 28  Wulkow-Boofien 413 413
VRW 29  Giinthersdorf 601 601
VRW 30  Seelow-Vierlinden 416 416
VRW 33 BAB Dreieck Spreeau 168 168
VRW 35  Beerfelde-Buchholz 422 422
VRW 37  Biegen Ost 520 262
VRW 38  Diehlo-Fiinfeichen 262 262
VRW 39 Friedersdorf West 447 447
VRW 42 Ullersdorf-Gro3 Muckrow 333 333
VRW 51  Miincheberg-Mittelheide 445 445
VRW 52 Hangelsberg 462 462
VRW 53  BAB 12-Kersdorf 187 187
VRW 55  Madlitz 100 100
VRW 58  Mobiskruge-Kobbeln 123 123
VRW 60 Heinersdorf Ost 219 219
VRW 63  Wulkow-Trebnitz 151 151
VRW 67 Sembten Nord 40 40
Summe 9 854 9596

Genehmigung und Inkrafttreten der 1. Anderung
des Sachlichen Teilregionalplans ,,Regionale
Raumstruktur und Grundfunktionale Schwerpunkte*

der Regionalen Planungsgemeinschaft

Oderland-Spree

Bekanntmachung

der Gemeinsamen Landesplanungsabteilung
Berlin-Brandenburg

Vom 23. Oktober 2026

Genehmigung der 1. Anderung des Sachlichen Teilregional-
plans ,,Regionale Raumstruktur und Grundfunktionale

Schwerpunkte“

Oderland-Spree

der Regionalen Planungsgemeinschaft

Nummer Name Fliche in ha Fliche in ha
ausgewiesen angerechnet
VRW 01  Altlandsberg 182 182
VRW 03  Beeskow ,,Neuendorf™ 117 117
VRW 04  Beeskow ,,Am Hufenfeld* 542 542
VRW 05  Beiersdorf 153 153
VRW 06 Freudenberg 311 311

Auf der Grundlage des § 2 Absatz 4 Satz 1 des Gesetzes zur
Regionalplanung und zur Braunkohlen- und Sanierungs-
planung (RegBkPIG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
8. Februar 2012 (GVBL. I Nr. 13), das zuletzt durch das Gesetz
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vom 25. Februar 2026 (GVBI. I Nr. 6) gedndert worden ist, hat
die Regionalversammlung der Regionalen Planungsgemein-
schaft Oderland-Spree die 1. Anderung des Sachlichen Teil-
regionalplans ,,Regionale Raumstruktur und Grundfunktionale
Schwerpunkte am 29. Juni 2026 als Satzung erlassen (Be-
schluss Nr. 26/04/25).

Mit dieser 1. Plandnderung wird der rechtswirksame Sach-
liche Teilregionalplan ,,Regionale Raumstruktur und Grund-
funktionale Schwerpunkte* der Regionalen Planungsgemein-
schaft Oderland-Spree, der am 21. Juni 2021 beschlossen
wurde, gedndert. Durch diesen wurden bisher 23 Grundfunk-
tionale Schwerpunkte in der Region Oderland-Spree als Ziel
der Raumordnung festgelegt. Gemél Landesentwicklungs-
plan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP HR) erhalten
Grundfunktionale Schwerpunkte zusétzliche - aber dennoch
quantitativ begrenzte - iiber die Eigenentwicklung hinaus-
gehende Fldchen fiir Wohnsiedlungen (siche Ziel 5.7 LEP HR)
und fiir den grofflichigen Einzelhandel ohne Sortiments-
beschrinkung (siehe Ziel 2.12 LEP HR).

Die Anderung legt nun den Ortsteil Lindenberg der Gemeinde
Tauche zusitzlich als 24. Grundfunktionalen Schwerpunkt fest.
Die Gemeinde Tauche liegt im Landkreis Oder-Spree.

Der rdaumliche Geltungsbereich des Sachlichen Teilregional-
plans erstreckt sich auf das gesamte Gebiet der Region Oder-
land-Spree, zu dem nach § 3 Absatz 2 Nummer 3 RegBkPIG
die Gebiete der Landkreise Méarkisch-Oderland und Oder-Spree
sowie die kreisfreie Stadt Frankfurt (Oder) gehoren.

Mit Bescheid vom 21. September 2026 hat die Gemeinsame
Landesplanungsabteilung Berlin-Brandenburg die von der Re-
gionalversammlung der Regionalen Planungsgemeinschaft
Oderland-Spree als Satzung erlassene 1. Anderung des Sach-
lichen Teilregionalplans ,,Regionale Raumstruktur und Grund-
funktionale Schwerpunkte* der Region Oderland-Spree nach
§ 2 Absatz 4 Satz 2 RegBkPIG im Benehmen mit den fachlich
beriihrten obersten Landesbehdrden genehmigt. Die Erteilung
der Genehmigung wird hiermit 6ffentlich bekanntgemacht.

Mit dieser Bekanntmachung tritt die genehmigte Satzung in Kraft
und die beschlossene 1. Anderung des Sachlichen Teilregional-
plans ,,Regionale Raumstruktur und Grundfunktionale Schwer-
punkte der Regionalen Planungsgemeinschaft Oderland-Spree
vom 29. Juni 2026 wird wirksam. Rechtsgrundlage ist § 10 Ab-
satz 1 des Raumordnungsgesetzes (ROG) vom 22. Dezember
2008 (BGBI. IS. 2986), das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes
vom 22. Juli 2026 (BGBI. 2026 I Nr. 224) gedndert worden ist, in
Verbindung mit § 2 Absatz 4 Satz 4 RegBkPIG.

Die genehmigte 1. Anderung des Sachlichen Teilregionalplans
,»Regionale Raumstruktur und Grundfunktionale Schwer-
punkte” der Regionalen Planungsgemeinschaft Oderland-
Spree, die weiteren Unterlagen nach § 10 Absatz 2 ROG (Be-
griindung, Rechtsbehelfsbelehrung) und der urspriingliche
Sachliche Teilregionalplan werden ab dem Tag, an dem die
offentliche Bekanntmachung erfolgt ist, auf der Internetseite
der Regionalen Planungsgemeinschaft Oderland-Spree unter
www.rpg-oderland-spree.de verdffentlicht sowie bei der plan-
aufstellenden Stelle zur kostenlosen Einsichtnahme wéahrend
der Sprechzeiten bereitgehalten:

- Regionale Planungsgemeinschaft Oderland-Spree
Regionale Planungsstelle
Eisenbahnstrale 140, 15517 Fiirstenwalde/Spree
(03361 598-0241)

Auf die Voraussetzungen fiir die Geltendmachung der Ver-
letzung von Vorschriften sowie die Rechtsfolgen nach § 11
ROG in Verbindung mit § 2b RegBkPIG wird hingewiesen.
Danach werden fiir die Rechtswirksamkeit der 1. Anderung
des Sachlichen Teilregionalplans ,,Regionale Raumstruktur und
Grundfunktionale Schwerpunkte® der Regionalen Planungs-
gemeinschaft Oderland-Spree unbeachtlich:

1. eine nach § 11 Absatz 1 Nummer 1 und 2 ROG beachtliche
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Form-
vorschriften,

2. nach § 11 Absatz 3 ROG beachtliche Mingel des Ab-
wagungsvorgangs,

3. eine nach § 11 Absatz 4 ROG beachtliche Verletzung der
Vorschriften iiber die Umweltpriifung,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres gegeniiber der Regionalen
Planungsgemeinschaft Oderland-Spree (Eisenbahnstrafle 140,
15517 Fiirstenwalde/Spree) unter Darlegung des die Verletzung
begriindenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Die
Jahresfrist beginnt mit dieser 6ffentlichen Bekanntmachung.

Genehmigung zum Vorhaben
wesentliche Anderung von zwei Windkraftanlagen
in 15518 Steinhéfel

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt
Vom 10. November 2026

Der Firma EnBW Onshorelnvest GmbH & Co. KG, Schelmen-
wasenstrafle 15 in 70567 Stuttgart, wurde am 2. Oktober 2026 die
Genehmigung nach § 16b Absatz 8 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (BImSchQ) erteilt, auf dem Grundstiick in 15518 Stein-
hofel in der Gemarkung Heinersdorf, Flur 4, Flurstiick 178 zwei
Windkraftanlagen wesentlich zu dndern (Az.: G-30-2026-072).

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh-
rung lauten:

wl.  Entscheidung

1. Der Firma EnBW Onshorelnvest GmbH & Co. KG (im
Folgenden: Antragstellerin), Schelmenwasenstrafse 15 in
70567 Stuttgart wird die

Genehmigung

nach § 16b Abs. 8 des BImSchG erteilt, die nach § 4
BImSchG mit Genehmigungsbescheid Nr. 30.082.W0/19/
1.6.2V/T13 vom 12.09.2024 genehmigten und mit den
Anderungsgenehmigungen Nr. 30.103.40/24/1.6.2V/T13
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vom 23.05.2025 gemdf3 § 16 Abs. 4 BImSchG und 30.071.
A0/25/1.6.2V/T13 vom 13.08.2025 gemdif3 § 16b Abs. 7
Satz 3 gednderten WKA am Standort 15518 Steinhdfel

Bezeichnung Gemarkung Flur Flurstiick
WEA 01 Heinersdorf 4 178 (ehemals 172)
WEA 02 Heinersdorf 4 178 (ehemals 172)

in dem unter Ziffer Il und 111 dieser Entscheidung beschrie-
benen Umfang und unter Einhaltung der unter Ziffer IV ge-
nannten Inhalts- und Nebenbestimmungen zu dndern.

2. Der Genehmigungsbescheid Nr. 30.082.W0/19/1.6.2V/T13
vom 12.09.2024, die Anderungsgenehmigung Nr: 30.103.40/
24/1.6.2V/T13 vom 23.05.2025 sowie die Anderungs-
genehmigung Nr. 30.071.40/25/1.6.2V/T13 vom 13.08.2025
behalten ihre Giiltigkeit, soweit durch diesen Bescheid
keine Anderungen vorgesehen sind.

3. Die Antragstellerin hat die Kosten des Verfahrens zu tra-
gen.

VIII. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt fiir Umwelt mit Sitz
in Potsdam erhoben werden.

Gemdfs § 63 Abs. 1 BImSchG hat der Widerspruch eines Drit-
ten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an Land mit
einer Gesamthohe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende
Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner
Erhebung zu begriinden.

Des Weiteren gilt gemdf3 § 63 Abs. 2 BImSchG, dass der Antrag
auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs
gegen eine Zulassung der Windkraftanlage an Land mit einer
Gesamthohe von mehr als 50 Metern nach § 80 Abs. 5 Satz 1
der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur innerhalb eines
Monats nach der Zustellung der Zulassung beim Oberver-
waltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in Berlin gestellt
und begriindet werden kann. *

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den
im Genehmigungsbescheid aufgefiihrten Nebenbestimmungen
erteilt.

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz wird in
der Zeit vom 12. November 2026 bis einschliellich 25. Novem-
ber 2026 auf der Internetseite des Landesamtes fiir Umwelt Bran-

denburg unter https:/Ifu.brandenburg.de/info/genehmigungen-ost

zuginglich gemacht.

Es besteht zusitzlich die Moglichkeit, eine leicht zu erreichende
Zugangsmdglichkeit zur Verfligung gestellt zu bekommen.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch
gegeniiber Dritten, die keine Einwendung erhoben haben,
als zugestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt fiir Umwelt mit
Sitz in Potsdam erhoben werden.

Gemil § 63 Absatz 1 BImSchG hat der Widerspruch eines
Dritten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an Land mit
einer Gesamthohe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende
Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner
Erhebung zu begriinden.

Des Weiteren gilt gemél § 63 Absatz 2 BImSchG, dass der An-
trag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Wider-
spruchs gegen eine Zulassung der Windenergieanlage an Land
mit einer Gesamthohe von mehr als 50 Metern nach § 80 Ab-
satz 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur
innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassung
beim Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in
Berlin gestellt und begriindet werden kann.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schiddlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hn-
liche Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I
S. 1274; 2021 1 S. 123), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 18. Juni 2026 (BGBI. 2026 I Nr. 183)

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung tiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
31. Mai 2017 (BGBI. I S. 1440), zuletzt gedndert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBI. 2024 1
Nr. 355)

Neunte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBL. I S. 1001), zuletzt geéndert durch Artikel 4 des
Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 225)

Landesamt fiir Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1
Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Genehmigung zum Vorhaben Errichtung
und Betrieb von fiinf Windkraftanlagen
in 17291 Schenkenberg

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt
Vom 10. November 2026

Der Firma Windpark Bietikow GbR, Ludwigsburg 11 in 17291
Schenkenberg, wurde am 1. Oktober 2026 die Genehmigung nach
§ 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt,
auf den Grundstiicken in 17291 Schenkenberg in der Gemarkung
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Baumgarten, Flur 2, Flurstick 13 sowie in der Gemarkung
Ludwigsburg, Flur 1, Flurstiicke 133, 147 und 150 fiinf Wind-
kraftanlagen zu errichten und zu betreiben (Az.: G10923).

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh-
rung lauten:

wl.  Entscheidung

1. Der Firma Windpark Bietikow GbR (im Folgenden: An-
tragstellerin), Ludwigsburg 11 in 17291 Schenkenberg
wird die

Genehmigung

nach § 4 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) er-
teilt, 5 WKA in 17291 Schenkenberg

Bezeichnung ~ Gemarkung Flur  Flurstiick
DR Al Baumgarten 2 13

DR M1 Ludwigsburg 1 133

DR M2 Ludwigsburg 1 147

DR M3 Ludwigsburg 1 150

DR M5 Ludwigsburg 1 150

in dem unter II. und Ill. dieser Entscheidung beschrie-
benen Umfang und unter Einhaltung der unter IV. ge-
nannten Inhalts- und Nebenbestimmungen (NB) zu er-
richten und zu betreiben.

2. Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung umfasst
nach § 13 BImSchG:

- die Baugenehmigungnach § 72 Abs. 1 Satz 1 der Bran-
denburgischen Bauordnung (BbgBO) fiir fiinf WKA
mit der Zulassung einer Abweichung (Reduzierung
der Abstandsflichentiefe von 122,80 m auf 86,10 m)
gemdf; § 67 BbgBO i. V. m. § 6 Abs. 5 BbgBO,

- die Baugenehmigung nach § 72 Abs. 1 Satz 1 BbgBO
von 2 Loschwasserzisternen mit einem Volumen von
Jeweils 48 m® in der Gemarkung Ludwigsburg, Flur 1,
Flurstiick 150 und in der Gemarkung Cremzow,
Flur 2, Flurstiick 12,

- Ersetzung des gemeindlichen Einvernehmens nach
§ 71 Abs. 1 BbgBO,

- die denkmalrechtliche Erlaubnis nach § 9 Branden-
burgisches Denkmalschutzgesetz (BbgDSchG).

3. Die Bearbeitung der in der urspriinglichen Fassung
des Genehmigungsantrags beantragten WKA DR M4 auf
dem Grundstiick 17291 Schenkenberg

Gemarkung Flur  Flurstiick
Ludwigsburg 1 134

wird eingestellt.
4. Die Antragstellerin hat die Kosten des Verfahrens zu tragen.
VIII. Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach

Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt fiir Umwelt mit Sitz
in Potsdam erhoben werden.

Gemdf3 § 63 Abs. 1 BImSchG hat der Widerspruch eines Drit-
ten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an Land mit
einer Gesamthohe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende
Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner
Erhebung zu begriinden.

Des Weiteren gilt gemdfs § 63 Abs. 2 BImSchG, dass der An-
trag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Wider-
spruchs gegen eine Zulassung der Windenergieanlage an Land
mit einer Gesamthohe von mehr als 50 Metern nach § 80 Abs. 5
Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur innerhalb
eines Monats nach der Zustellung der Zulassung beim Ober-
verwaltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in Berlin ge-
stellt und begriindet werden kann.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den
im Genehmigungsbescheid aufgefiihrten Nebenbestimmungen
erteilt.

Das Vorhaben unterlag den Bestimmungen nach § 6 des Wind-
energieflichenbedarfsgesetzes.

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz wird in
der Zeit vom 12. November 2026 bis einschlieilich 25. Novem-
ber 2026 auf der Internetseite des Landesamtes fiir Umwelt Bran-

denburg unter https:/Ifu.brandenburg.de/info/genchmigungen-ost

zugénglich gemacht.

Es besteht zusatzlich die Moglichkeit, eine leicht zu erreichende
Zugangsmdoglichkeit zur Verfligung gestellt zu bekommen.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch
gegeniiber Dritten, die keine Einwendung erhoben haben,
als zugestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Widerspruch beim Landesamt fiir Umwelt mit Sitz in
Potsdam erhoben werden.

Gemil § 63 Absatz 1 BImSchG hat der Widerspruch eines
Dritten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an Land mit
einer Gesamthohe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende
Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner
Erhebung zu begriinden.

Des Weiteren gilt gemif § 63 Absatz 2 BImSchG, dass der An-
trag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Wider-
spruchs gegen eine Zulassung der Windenergieanlage an Land
mit einer Gesamthohe von mehr als 50 Metern nach § 80 Ab-
satz 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur
innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassung
beim Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in
Berlin gestellt und begriindet werden kann.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hn-
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liche Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I
S. 1274; 2021 1 S. 123), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 18. Juni 2026 (BGBI. 2026 I Nr. 183)

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung tiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
31. Mai 2017 (BGBI. I S. 1440), zuletzt gedndert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBI. 2024 1
Nr. 355)

Neunte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBL. I S. 1001), zuletzt geéndert durch Artikel 4 des
Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 225)

Landesamt fiir Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1
Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Genehmigung zum Vorhaben Errichtung
und Betrieb von elf Windkraftanlagen
in 16356 Werneuchen

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt
Vom 10. November 2026

Der Firma ENERTRAG SE, Gut Dauerthal 3 in 17291 Schenken-
berg, wurde am 30. September 2026 die Genehmigung nach § 4
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt, auf den
Grundstiicken in 16356 Werneuchen in der Gemarkung Schon-
feld, Flur 7, Flurstiicke 16 und 63 sowie in der Gemarkung Wee-
sow, Flur 3, Flurstiicke 13, 25, 50, 54, 91, 103 und 127 elf Wind-
kraftanlagen zu errichten und zu betreiben (Az.: G10124).

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh-
rung lauten:

wl.  Entscheidung

1. Der Firma ENERTRAG SE (im Folgenden: Antragstel-
lerin), Gut Dauerthal 3, 17291 Dauerthal wird die

Genehmigung

nach § 4 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) er-
teilt, 11 WKA in 16356 Werneuchen

Bezeichnung Gemarkung Flur Flurstiick
BN PF1 Schonfeld 7 16

BN PF2 Schonfeld 7 63

BN PF3 Weesow 3 127

BN PF4 Weesow 3 54

BN PF5 Weesow 3 54

BN PF6 Weesow 3 13

BN PF7 Weesow 3 25

Bezeichnung Gemarkung Flur Flurstiick
BN PF§8 Weesow 3 50

BN PF9 Weesow 3 103

BN BPI Weesow 3 103

BN BP2 Weesow 3 91

in dem unter II. und Ill. dieser Entscheidung beschrie-
benen Umfang und unter Einhaltung der unter IV. ge-
nannten Inhalts- und Nebenbestimmungen (NB) zu er-
richten und zu betreiben.

2. Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung umfasst
nach § 13 BImSchG:

- die Baugenehmigungnach § 72 Abs. 1 Satz 1 der Bran-
denburgischen Bauordnung (BbgBO) fiir elf WKA
mit der Zulassung einer Abweichung (Reduzierung
der Abstandsflichentiefe von 122,80 m auf' 89,00 m)
gemdf3 § 67 BbgBO i. V. m. § 6 Abs. 5 BbgBO ein-
schlieflich der Errichtung von einer Loschwasser-
zisterne mit einem Fassungsvermégen von 100 m® in
der Gemarkung Weesow, Flur 3, Flurstiick 12,

- eine Ausnahme von der Anforderung zur Riickhalte-
einrichtung gemdf3 § 16 Abs. 3 der Verordnung iiber
Anlagen zum Umgang mit wassergefihrdenden Stof-
fen (AwSV)

- die Zustimmung (Anzeigenbestditigung) fiir die Erd-
aufschliisse zur Baugrundverbesserung (Riittelstopf-
sdulen) gemdf3 § 49 Wasserhaushaltsgesetz (WHG)
und § 56 des Brandenburgischen Wassergesetzes
(BbgWG).

3. Die Antragstellerin hat die Kosten des Verfahrens zu tra-
gen.

VIII. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt fiir Umwelt mit Sitz
in Potsdam erhoben werden.

Gemdfs § 63 Abs. 1 BImSchG hat der Widerspruch eines Drit-
ten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an Land mit
einer Gesamthéhe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende
Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner
Erhebung zu begriinden.

Des Weiteren gilt gemdfs § 63 Abs. 2 BImSchG, dass der An-
trag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Wider-
spruchs gegen eine Zulassung der Windenergieanlage an Land
mit einer Gesamthohe von mehr als 50 Metern nach § 80 Abs. 5
Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur innerhalb
eines Monats nach der Zustellung der Zulassung beim Ober-
verwaltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in Berlin ge-
stellt und begriindet werden kann.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den
im Genehmigungsbescheid aufgefiihrten Nebenbestimmungen
erteilt.

Das Vorhaben unterlag den Bestimmungen nach § 6 des Wind-
energieflichenbedarfsgesetzes.
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Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz wird in
der Zeit vom 12. November 2026 bis einschlieflich 25. Novem-
ber 2026 auf der Internetseite des Landesamtes fiir Umwelt Bran-

denburg unter https:/Ifu.brandenburg.de/info/genehmigungen-ost

zugénglich gemacht.

Es besteht zusatzlich die Moglichkeit, eine leicht zu erreichende
Zugangsmdoglichkeit zur Verfligung gestellt zu bekommen.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch
gegeniiber Dritten, die keine Einwendung erhoben haben,
als zugestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt fiir Umwelt mit Sitz
in Potsdam erhoben werden.

GemdB § 63 Absatz 1 BImSchG hat der Widerspruch eines
Dritten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an Land mit
einer Gesamthohe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende
Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner
Erhebung zu begriinden.

Des Weiteren gilt gemél § 63 Absatz 2 BImSchG, dass der An-
trag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Wider-
spruchs gegen eine Zulassung der Windenergieanlage an Land
mit einer Gesamthohe von mehr als 50 Metern nach § 80 Ab-
satz 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur
innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassung
beim Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in
Berlin gestellt und begriindet werden kann.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hn-
liche Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BiImSchG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 18. Juni 2026 (BGBI. 2026 I Nr. 183)

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung tiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
31. Mai 2017 (BGBI. I S. 1440), zuletzt gedndert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBI. 2024 1
Nr. 355)

Neunte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBI. I S. 1001), zuletzt gedndert durch Artikel 4 des
Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 225)

Landesamt fiir Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1
Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Genehmigung zum Vorhaben Errichtung
und Betrieb einer Windkraftanlage
in 16303 Schwedt/Oder

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt
Vom 10. November 2026

Der Firma Teut Energieprojekte GmbH, Idastralle 20 in 13156
Berlin, wurde am 1. Oktober 2026 die Genehmigung nach § 4
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt, auf
dem Grundstiick in 16303 Schwedt/Oder in der Gemarkung
Griinow, Flur 2, Flurstiick 254 eine Windkraftanlage zu er-
richten und zu betreiben (Az.: G04124).

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh-
rung lauten:

wI.  Entscheidung

1. Der Firma Teut Energieprojekte GmbH (im Folgenden:
Antragstellerin), Idastraf3e 20 in 13156 Berlin wird die

Genehmigung

nach § 4 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) er-
teilt, | WKA in 16303 Schwedt/Oder

Gemarkung: Griinow
Flur: 2
Flurstiick: 254

in dem unter II. und IlIl. dieser Entscheidung beschrie-
benen Umfang und unter Einhaltung der unter 1V. ge-
nannten Inhalts- und Nebenbestimmungen (NB) zu er-
richten und zu betreiben.

2. Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung umfasst
nach § 13 BImSchG:

- die Baugenehmigung nach § 72 Abs. 1 Satz 1 der Bran-
denburgischen Bauordnung (BbgBO) fiir eine WKA
mit der Zulassung einer Abweichung (Reduzierung
der Abstandsflichentiefe von 86,49 m auf 58,53 m)
gemdfs § 67 BbgBO i. V. m. § 6 Abs. 5 BbgBO sowie

- die denkmalrechtliche Erlaubnis nach § 9 Branden-
burgisches Denkmalschutzgesetz (BbgDSchG).

3. Die Antragstellerin hat die Kosten des Verfahrens zu tra-
gen.

VIII. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt fiir Umwelt mit Sitz
in Potsdam erhoben werden.

Gemdf3 § 63 Abs. 1 BImSchG hat der Widerspruch eines Drit-
ten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an Land mit
einer Gesamthohe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende



932 Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 44 vom 11. November 2026

Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner
Erhebung zu begriinden.

Des Weiteren gilt gemdfs § 63 Abs. 2 BImSchG, dass der An-
trag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Wider-
spruchs gegen eine Zulassung der Windenergieanlage an Land
mit einer Gesamthohe von mehr als 50 Metern nach § 80 Abs. 5
Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur innerhalb
eines Monats nach der Zustellung der Zulassung beim Ober-
verwaltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in Berlin ge-
stellt und begriindet werden kann.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den
im Genehmigungsbescheid aufgefiihrten Nebenbestimmungen
erteilt.

Das Vorhaben unterlag den Bestimmungen nach § 6 des Wind-
energieflichenbedarfsgesetzes.

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz wird in
der Zeit vom 12. November 2026 bis einschliefilich 25. Novem-
ber 2026 auf der Internetseite des Landesamtes fiir Umwelt Bran-

denburg unter https:/Ifu.brandenburg.de/info/genehmigungen-ost

zugénglich gemacht.

Es besteht zusitzlich die Moglichkeit, eine leicht zu erreichende
Zugangsmoglichkeit zur Verfligung gestellt zu bekommen.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch
gegeniiber Dritten, die keine Einwendung erhoben haben,
als zugestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt fiir Umwelt mit
Sitz in Potsdam erhoben werden.

Gemil § 63 Absatz 1 BImSchG hat der Widerspruch eines
Dritten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an Land mit
einer Gesamthohe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende
Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner
Erhebung zu begriinden.

Des Weiteren gilt geméB § 63 Absatz 2 BImSchG, dass der An-
trag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Wider-
spruchs gegen eine Zulassung der Windenergieanlage an Land
mit einer Gesamthohe von mehr als 50 Metern nach § 80 Ab-
satz 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur
innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassung
beim Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in
Berlin gestellt und begriindet werden kann.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hn-

liche Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I
S. 1274; 2021 1 S. 123), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 18. Juni 2026 (BGBI. 2026 I Nr. 183)

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung tiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
31. Mai 2017 (BGBI. I S. 1440), zuletzt gedndert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBI. 2024 1
Nr. 355)

Neunte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBL. I S. 1001), zuletzt geéndert durch Artikel 4 des
Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 225)

Landesamt fiir Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1
Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Aufhebung einer Bewilligung

Bekanntmachung
des Landesamtes fiir Bergbau, Geologie und Rohstoffe
Vom 23. Oktober 2026

GemdB § 19 des Bundesberggesetzes (BBergG) vom 13. Au-
gust 1980 (BGBI. I S. 1310), das zuletzt durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 13. Oktober 2026 (BGBI. 2026 I Nr. 304) geédndert
worden ist, ist dem Antrag der

Bauzuschlagstoffe und Recycling
Gesellschaft mit beschrinkter Haftung
Saarmunder Weg 50,

14552 Michendorf
mit Sitz in Wildenbruch,
eingetragen beim Amtsgericht Potsdam
im Handelsregister unter HRB 1137 P,

auf vollstindige Aufhebung der am 19. Juni 1990 mit Urkunde
102/90-21 von der Bezirksverwaltungsbehorde Potsdam er-
teilten und mit Wirkung vom 27. Oktober 1992 vom Ober-
bergamt des Landes Brandenburg auf Grundlage von Anlage I
Kapitel V Sachgebiet D Abschnitt III des Einigungsvertrages
vom 31. August 1990 (BGBI. II S. 889) geméil3 § 8 BBergG be-
statigten Bewilligung zur Gewinnung von

Quarz- und Spezialsanden zur Herstellung
von Kalksandsteinen, Gasbeton und Silika-Mortel

in dem 404 800 m? groflen Feld Potsdam-Siid (Feldesnum-
mer: 21-301), gelegen in der kreisfreien Stadt Potsdam, mit
Datum vom 3. Juli 2026 stattgegeben worden.
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BEKANNTMACHUNGEN DER KORPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND
STIFTUNGEN DES OFFENTLICHEN RECHTS

Wasser- und Bodenverband ,.Finowflie3*

Einladung zur 6ffentlichen Sitzung 1/2026
der Verbandsversammlung
des Wasser- und Bodenverbandes ,,Finowflie3*

Bekanntmachung
des Wasser- und Bodenverbandes ,,Finowflie3
Vom 24. September 2026

Die Verbandsversammlung 1/2026 des Wasser- und Bodenver-
bandes ,,Finowflief}** findet am:

Freitag, den 27. November 2026 um 10 Uhr
im Biirgersaal des neuen Rathauses
in der Biirgermeisterstrafle 25
in 16321 Bernau

statt.
Tagesordnung:

TOP 1: BegriiBung und Eréffnung der Sitzung durch den Ver-
bandsvorsteher

TOP 2: Feststellung der ordnungsgemdfen Einladung und
Bekanntmachung, der Beschlussfahigkeit der Ver-
bandsversammlung und der Tagesordnung

TOP 3: Protokollkontrolle der Verbandsversammlung 1/2025
vom 28. November 2025

TOP 4: Feststellung des gepriiften Jahresabschlusses fiir das
Haushaltsjahr 2025
(Beschlussvorlage 1/2026)

TOP 5: Diskussion und Beschluss Ergebnisverwendung Haus-
haltsjahr 2025
(Beschlussvorlage 2/2026)

TOP 6: Diskussion und Beschluss Entlastung Vorstand Haus-
haltsjahr 2025
(Beschlussvorlage 3/2026)

TOP 7:  Diskussion und Beschluss Wirtschaftsplan 2027
(Beschlussvorlage 4/2026)

TOP 8: Information/Sonstiges

Die Unterlagen liegen in der Zeit vom 11. November 2026
bis zum 27. November 2026 in der Geschiftsstelle (Riidnitzer

Chaussee 42, 16321 Bernau bei Berlin) wihrend der Geschifts-
zeiten zur Einsichtnahme aus.

Bernau, den 24. September 2026

Verbandsvorsteher

Regionale Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel

Einladung zur o6ffentlichen Sitzung 2/2026
der Regionalversammlung Prignitz-Oberhavel

Bekanntmachung

der Regionalen Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel
Vom 12. Oktober 2026

Die Sitzung 2/2026 der Regionalversammlung der Regionalen
Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel findet statt am:

Montag, dem 23. November 2026 um 15 Uhr
im Kulturhaus Kyritz
(Perleberger Strafie 8, 16866 Kyritz).

Tagesordnung:

TOP 1: BegriiBung und Eroffnung der Sitzung durch den
Vorsitzenden

TOP 2: Feststellung der ordnungsgeméfien Einladung und
Bekanntmachung, der Beschlussfihigkeit der Regio-

nalversammlung und der Tagesordnung

TOP 3: Protokollkontrolle der Regionalversammlung 1/2026
vom 15. Juni 2026

TOP 4: Fragen der Einwohner und Einwohnerinnen zu
den Inhalten der Tagesordnung
(maximal 30 Minuten)”

TOPS: Behandlung von Antrigen

TOP 6: Wahlen (Vorsitzender, Nachbesetzung Vorstand)

TOP 7: Satzungsbeschluss Sachlicher Teilplan ,,Windener-
gienutzung (2024)* (Beschluss 11/2026)

TOP 8: Finanzen (Beschluss 08/2026 bis 10/2026)
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TOP9: Anderung der Rechtslage
TOP 10: 30 Jahre Gemeinsame Landesplanung

TOP 11: Nicht-offentlicher Teil der Sitzung (bei Bedarf)

* Jede Person mit Hauptwohnsitz in der Planungsregion kann bis zu drei konkrete
Fragen zu den Inhalten der Tagesordnung stellen (§ 7 Absatz 8 Hauptsatzung).
Die Fragen miissen kurz und sachlich gefasst sein und sind bis Mittwoch, dem
18. November 2026 bei der Regionalen Planungsstelle (beteiligung@prignitz-
oberhavel.de) schriftlich einzureichen. Die Wortmeldungen pro Person sollen
drei Minuten nicht tiberschreiten. Der Tagesordnungspunkt soll die Dauer von
30 Minuten nicht tiberschreiten.

Die Beschlussvorlagen liegen im Zeitraum vom 16. November
2026 bis zum 23. November 2026 in der Regionalen Planungs-
stelle (Fehrbelliner Straf3e 31, 16816 Neuruppin) wahrend der
Geschiftszeiten zur Einsichtnahme aus. Die Beschlussvorlagen
konnen auch auf der Internetseite der Regionalen Planungs-
gemeinschaft (www.prignitz-oberhavel.de) im Bereich Gre-
mien und Sitzungen eingesehen werden.

Neuruppin, den 12. Oktober 2026

Vorsitzender der Regionalversammlung

SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

Ungiiltigkeitserklirung von Dienstausweisen
Polizeiprisidium Land Brandenburg

Der durch Verlust/Diebstahl abhandengekommene Dienst-
ausweis von Frau ... , Dienstausweisnummer
103273, Kartennummer 06563, Farbe blau, ausgestellt
am 04.11.2017 durch den Zentraldienst der Polizei des
Landes Brandenburg, wird hiermit fiir ungiiltig erklart.



Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 44 vom 11. November 2026 935



Amtsblatt fiir Brandenburg

936 Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 44 vom 11. November 2026

Herausgeber: Ministerium der Justiz und fiir Digitalisierung des Landes Brandenburg,
Anschrift: 14473 Potsdam, Heinrich-Mann-Allee 107, Telefon: 0331 866-0.
Der Bezugspreis betrégt jahrlich 75,00 EUR (zzgl. Versandkosten + Portokosten). Die Einweisung kann jederzeit erfolgen.
Die Berechnung erfolgt im Namen und fiir Rechnung des Ministeriums der Justiz und fiir Digitalisierung des Landes Brandenburg.
Die Kiindigung ist nur zum Ende eines Bezugsjahres zulissig; sie muss bis spétestens 3 Monate vor Ablauf des Bezugsjahres dem Verlag zugegangen sein.
Die Lieferung dieses Blattes erfolgt durch die Post. Reklamationen bei Nichtzustellung, Neu- bzw. Abbestellungen, Anderungswiinsche und sonstige Anforderungen
sind an die Wolters Kluwer Deutschland GmbH zu richten.
Herstellung, Verlag und Vertrieb: Wolters Kluwer Deutschland GmbH, Wolters-Kluwer-Strafie 1, 50354 Hiirth, www.wolterskluwer.de,
Kundenservice: Telefon 02233 3760 7201, Fax 02233 3760 7202, E-Mail: info-wkd@wolterskluwer.com.

Das Amtsblatt fiir Brandenburg ist im Internet abrufbar unter www.landesrecht.brandenburg.de (Veréffentlichungsblatter [ab 1998]),
seit 1. Januar 2007 auch mit sémtlichen Bekanntmachungen (aufler Insolvenzsachen) und Ausschreibungen.



	Inhalt
	BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN
	BEKANNTMACHUNGEN DER KÖRPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND STIFTUNGEN DES ÖFFENTLICHEN RECHTS
	SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN



